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Mumia Abu-Jamal soll am 17. August ermordet werden 


Gouverneur Ridge unterschreibt 


Hinrichtungsbefehl 


Am 1. Juni unterzeichnete der Gouver- 
neur von Pennsylvania, Tom Ridge, den 
Hinrichtungsbefehl zur Vollstreckung 
der Todesstrafe gegen Mumia Abu-Ja- 


Mumia Abu-Jamal, 4. Juni 1995 


„„. .. aber ich 
schreibe weiter“ 


Am 3. Juni 1995, einen Tag nach Unter- 
zeichnung des Hinrichtungsbefehls, er- 
hielt ich wegen meiner Tätigkeit als 
Journalist ein Disziplinarverfahren. 
Der Staat hat so starke Einwände dage- 
gen, daß ich schreibe, was Ihr jetzt lest, 
daß sie begonnen haben, mich zu bestra- 
fen, nur weil ich die ‚„‚Kühnheit‘ besit- 
ze, die Wahrheit zu sagen und zu schrei- 
ben, während ich der schlimmsten Art 


des Strafvollzugs ausgesetzt bin, die das _ 


System erlaubt. 

Mein Vergehen? Das Buch Live from 
Death Row. 

Es zeichnet ein unversielltes Bild ei- 
nes Gefängnissystems, das sich selbst 
Corrections (Besserung) nennt: Aber es 
tut kaum mehr, als die menschliche See- 
le zu korrumpieren;; ein System, das je- 
des Jahr Hunderte Millionen Dollar ver- 
schlingt, um Zehntausende Männer und 
Frauen zu quälen und zu verstimmeln; 
ein System, das Bitterkeit und Haß 
lehrt. 

Klar, was die Regierung will, ist nicht 
nur Tod, sondern Schweigen. 

Ein korrekter Gefangener ist ein 
schweigender. 

Einer, der spricht, schreibt und die- 
sen Horror als das bezeichnet, was er 
ist, bekommt ein Disziplinarverfahren. 

Ist das ein gerechtes System? 

Ist das ein System der „Besserung“ ? 

In diesem Bundesstaat ist der erste 
Zusatzartikel zur Verfassung ein 
Nichts. Er wird nicht angewandt. 

Niemand — weder ein Polizist noch 


mal. Ridge setzte das Datum der Hin- 
richtung auf Donnerstag, den 17. Au- 
gust, 22.00 Uhr fest. Der Gouverneur 
kam damit den Anwälten Jamals zuvor, 


ein Schließer — kann in Live from Death 
Row eine Lüge finden; trotzdem ist das 
Buch, wegen seiner Wahrheit, eine 
Zielscheibe für den Staat und seine La- 
kaien; es ist eine Wahrheit, die sie Euch 
nicht sehen lassen wollen. 

Überlegt: Warum habt Ihr nicht Der- 
artiges im TV, Radio oder in Zeitungen 
gesehen, gehört oder gelesen? Zeitun- 
gen, Radio und TV gehören immer 
mehr entweder multinationalen Unter- 
nehmen oder reichen Leuten, deshalb 
spiegeln sie die Perspektive der Besit- 
zenden wider, der Etablierten, nicht 
aber die der Armen, der Machtlosen. 

In Live from Death Row könnt Ihr die 
Stimmen der Menge, der Unterdrück- 
ten, der Verdammten und der von unten 
hören. Ich bezahlte einen hohen Preis 
dafür, sie Euch hörbar zu machen, und 
ich würde auch noch mehr dafür bezah-: 


die in wenigen Tagen einen Antrag auf 
Wiederaufnahme des Verfahrens stellen 
und Jamal somit die Perspektive auf ei- 
nen fairen Prozeß eröffnen wollten. 

Das Team um den bekannten Bürger- 
rechtsanwalt Leonard Weinglass hat am 
Montag, den 5. Juni, dem zuständigen 
Gericht einen über 300seitigen Antrag 
auf Wiederaufnahme des Verfahrens 
übergeben, in dem detailliert Fehler bei 
den Ermittlungen und Manipulationen 
des Prozesses nachgewiesen werden. 
Gleichzeitig stellten die Anwälte Anträ- 
ge auf Aufhebung des Hinrichtungsbe- 
fehls und einen Befangenheitsantrag ge- 
gen den zuständigen Richter Sabo. 

Gouverneur Ridge führt damit seine 
von ihm im Wahlkampf versprochene 
Linie fort, Todesurteile zügig vollstrek- 
ken zu lassen. Am 2. Mai ließ Ridge den 
weißen Gefangenen Keith Zettlemoyer 
hinrichten, der nach 14 Jahren Todes- 
zelle keine Kraft mehr hatte und auf alle 
weiteren Rechtsmittel verzichtete. Die- 

Fortsetzung nächste Seite 


len;-aber ich sage Euch, ich würde es 
noch tausendmal tun, egal was es kostet, 
weil es richtig ist. Lang lebe John 
Africa! 

Um John Africa zu zitieren: Wenn Ihr 
Euch verpflichtet, das zu tun, was rich- 
tig ist, wird Euch die Kraft der Recht- 
schaffenheit nie betrügen ... Lang lebe 
John Africa! 

Es war richtig, Live from Death Row 
zu schreiben, und es ist richtig für Euch, 
es zu lesen, ganz gleich, was auch im- 
mer Polizisten, Schließer, Anstaltslei- 
tung, Politiker oder ihre Mediensprach- 
rohre Euch erzälen. 

Zweifellos habt Ihr an jedem Tag Eu- 
res Lebens von der Pressefreiheit oder 
der Redefreiheit gehört; aber was kann 
solch eine Freiheit wert sein ohne die 
Freiheit, zu lesen oder zu hören, was Ihr 
wollt? 

Wenn Ihr dies lest, dann wißt, daß ich 
von der Regierung bestraft werde, weil 
ich Live from Death Row und diese Zei- 
len geschrieben habe. 

Gleichwohl werde ich, seit ich 15 Jah- 
re alt war, von der Regierung für das be- 
straft, was ich schreibe ; aber ich schrei- 
be weiter. 

Lest Ihr weiter! 

(Eigene Übersetzung) 


Interview mit Len Weinglass, Rechts- 
anwalt von Mumia Abu-Jamal 
Solidaritätsaktionen 

Brief von Mumia Abu-Jamal: In Sa- 
chen Tod 

Internationale politische Gefangene 
zu Mumia Abu-Jamal 

Beweislage für die Tötung von Wolf- 
gang Grams immer drückender 
Kurdenverfolgung in der BRD und in 
der Türkei 
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se Hinrichtung war die erste in Pennsyl- 
vania nach über dreißig Jahren. 

Der Unterzeichnung des Hinrich- 
tungsbefehls ging eine beispiellose 
Kampagne gegen Mumia Abu-Jamal 
voraus. Unmittelbarer Anlaß war die 
Veröffentlichung eines Buches von Ja- 
mal (Live from Death Row), einer 
Sammlung von 49 Essays, in denen er 
sich mit Rassismus und Ungerechtig- 
keit, dem Leben im Gefängnis, der To- 
desstrafe und der gegenwärtigen reak- 
tionären Entwicklung in den USA aus- 
einandersetzt. Das Buch soll einem Au- 
tor Gehör verschaffen, den die Behör- 
den mit dem Todesurteil vor über zehn 
Jahren zum Schweigen bringen wollten. 
Das Buch soll ein Zeichen setzen gegen 
die inhumane Todesstrafe aligemein 
und für Jamals Kampf für einen neuen 
und fairen Prozeß. Das Buch erscheint 
in Kürze im Bremer Verlag Agipa- 
Press. 

Daß Jamal sich derart öffentlich zu 
Wort meldete und selbstbewußt und 
kämpferisch gegen Rassismus und To- 
desstrafe auftrat, provozierte eine reak- 
tionäre Kampage gegen ihn. Das Buch 
wurde diffamiert, der Verlag bedroht 
und die Witwe des Polizisten, der an- 
geblich von Jamal getötet worden sein 
soll, trat in zahlreichen Talkshows auf, 
um die Öffentliche Meinung gegen Ja- 
mal zu mobilisieren. Ein Landespoliti- 
ker Pennsylvanias äußerte sich im bun- 
desdeutschen Fernsehen empört über 
die Buchveröffentlichung und sagte 
wörtlich, um seine Forderung nach ei- 
ner baldigen Hinrichtung zu unterstrei- 
chen: „... aber er wird damit nicht 
durchkommen: Ob er einen Polizisten 
umbringt oder einen Buchvertrag im 
Gefängnis unterschreibt — für das eine 
wie das andere wird er büßen‘“. 

Die Unterzeichnung des Hinrich- 
tungsbefehls kann man also durchaus als 
Rache dafür verstehen, daß Jamal nach 
einem manipulierten Prozeß und nach 
über zehn Jahren Einzelhaft, Schikanie- 
rung und Demütigung in der Todeszelle 
immer noch nicht gebrochen ist und sei- 


ne Würde und seine Identität bewahrt. 

Die Hinrichtung kann verhindert wer- 
den. Die juristischen Schritte und Be- 
mühungen der Anwälte sind eine Sache. 
Sie können nur Erfolg haben, wenn sie 
von massiven Öffentlichen Protesten be- 
gleitet werden. Wir fordern Sie:und 
Euch auf, Kräfte zu mobilisieren, um 
den Verantwortlichen in den USA deut- 
lich unseren Protest zum Ausdruck zu 
bringen. Dabei muß sich in den nächsten 
Tagen der Protest auf Richter Sabo kon- 
zentrieren, der über den Wiederaufnah- 
meantrag zu entscheiden hat. Auch 
wichtig ist nach wie vor der Protest bei 
Gouverneur Ridge, der das Todesurteil 
jederzeit zurücknehmen kann. Auch 
Proteste aus Europa im Weißen Haus 
können von Bedeutung sein. 

Zusätzlich wollen wir in den nächsten 
Tagen einen Leserbrief aus Europa an 
verschiedene US-amerikanische Zeit- 
schriften, Tageszeitungen und den US- 
Präsidenten senden. Die US-amerikani- 
sche Öffentlichkeit soll wissen, daß es in 
Europa eine starke öffentliche Meinung 
gibt, die die Todesstrafe als rassistisch 
und zutiefst unmenschlich verabscheut 
und insbesondere für Mumia Abu-Jamal 
einen fairen Prozeß fordert. 

Für alle unsere Aktionsvorschläge 
folgen auf den nächsten Seiten Textvor- 
schläge und Adressen. Weiterhin wich- 
tig sind Geldspenden, um die Öffent- 
lichkeit zu mobilisieren. Wir bitten Sie / 
Euch deshalb dringend, eine großzügige 
Spende auf das angegebene Konto zu 
überweisen. 

In den USA kam es bereits in einigen 
Städten zu Demonstrationen und Kund- 
gebungen. In der BRD war für den 8. 
und 9. Juni zu Aktionstagen aufgerufen 
worden. Eine Petition, Mumi Abu-Ja- 
mal in der BRD politisches Asyl zu ge- 
währen, wird mit ca. 200 Unterschrif- 
ten demnächst von der PDS-Abgeord- 
neten Ulla Jelpke beim Petitionsaus- 
schuß des Bundestages eingereicht. 
(E) 

Redaktionsgruppe Bremen von ,,Free- 
dom Now‘, Bulletin No. 7 vom 6. Juni 


Interview mit Len Weinglass, Rechtsanwalt von Mumia Abu-Jamal 


Die juristischen Schritte sind eingeleitet, 
aber politische Mobilisierung dringend 


? Am 1. Juni hat der republikanische Gouver- 
neur von Pennsylvania den Hinrichtungsbe- 
feh! von Mumia Abu-Jamal unterzeichnet und 
das Hinrichtungsdatum auf den 17. August 
festgesetzt. Sie vertreten Mumia Abu-Jamal 
seit drei Jahren. Was werden Sie jetzt tun? 

Am Montag, den 5. Juni, haben wir ei- 

nen Wiederaufnahmeantrag mit einer 

300seitigen Begründung beim Amtsge- 
richt von Philadelphia gestellt. Damit 
hat Mumia zum ersten Mal seit seiner 
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Verurteilung eine tatsächliche Verteidi- 
gung vor Gericht. Darüber hinaus ha- 
ben wir einen Antrag auf Aussetzung 
des Hinrichtungsbefehls eingereicht 
sowie einen Befangenheitsantrag gegen 
Richter Albert Sabo, der über beide An- 
träge zu entscheiden hat. Albert Sabo 
hat Mumia im Juli 1982 wegen angebli- 
chen Polizistenmordes zum Tode verur- 
teilt. : 


Im Wiederaufnahmeantrag beweisen’ 


Was kann 
getan werden ? 

Nach wie vor ist eine unmittelbare 
und gezielte Reaktion auf die Unter- 
zeichnung des Hinrichtungsbefehls 
notwendig. Dabei sollten sich die 
Proteste auf die Richter konzentrie- 
ren, da diese zur Zeit über die Anträ- 
ge der Anwälte entscheiden. Aber 
auch Proteste an die Adresse des 
Gouverneurs sind weiterhin notwen- 
dig. 

Fax an Richter Sabo: 

To Judge Albert Sabo, 

Tel. 001-215-686-5100, 

Fax : 001-215-563-1623 

Falls es Probleme mit der Tel- oder 
Fax-Nr. gibt, kann man nachfragen 
bei: Equal Justice, USA, 

Tel. : 001-301-699-0042 


Protestschreiben/-fax an Gouver- 
neur Ridge: 

Governor of Pennsylvania 

Mr. Thomas Ridge 

Main Capitol Building, Room 225 
Harrisburg, PA 16652, USA 
Fax (neu!) :001-717-783-3369 


Neben diesen Protestschreiben sind 
alle nur erdenklichen Aktionen und 
Demonstrationen wichtig und not- 
wendig: Mahnwachen vor Konsula- 
ten und Botschaften, Unterschriften- 
sammlungen, Demonstrationen, 
Straßenumbenennungen, Bücherti- 
sche, Solidaritätskonzerte, Kontakte 
mit Personen des öffentlichen Lebens 


Schreibt an Mumia Abu-Jamal, seine 
Adresse lautet: 

Mumia Abu-Jamal, AM-8335, SCI 
Greene, 1040 East Roy Furman 
Highway, Waynesburg, PA 15370, 
į USA 


Weitere Informationen von und Be- 
richte über Aktionen an: 


Unterstützungskomitee Mumia Abu- 
Jamai, c/o Infoladen 

Werderstr. 8, 65195 Wiesbaden 

Tel. 06 1/440664 (Di + Do 17-19 
Uhr), Fax: 0611/302083 (bitte 
kennzeichnen) 


Kampagne 
c/o Archiv 92 

Postfach 150323, 28093 Bremen 
Tel. 0421/354029, 

Fax 0421/3539 18 


„Mumia Abu-Jamal‘, 


Komitee „Right on‘, c/o Papiertiger 
Cuvrystr. 25, 10999 Berlin 
Fax: ARI030/7869984 


wir u.a., daß Mumia nie ein faires Ver- 
fahren hatte. Um nur ein paar Beispiele 
zu nennen: Die Geschworenen wurden 
nach rassistischen Kriterien ausgesucht. 
Nachdem er Mumia für einen Teil der 
Geschworenenwahl ausgeschlossen hat- 
te, sorgte Richter Sabo dafür, daß eine 
afroamerikanische Geschworene im 
letzten Moment aus der Jury entfernt 
und durch einen weißen Mann ersetzt 
wurde, der angekündigt hatte, daß er 
Mumia gegenüber nicht fair sein könne. 
Richter Sabo hat 31 Todesurteile ausge- 
sprochen und damit mehr Menschen 
zum Tode verurteilt als jeder andere 
Richter in den USA. Gleichzeitig sind 
mehr seiner Urteile aufgrund von Ver- 
fahrensfehlern aufgehoben woren als 
bei irgendeinem anderen Richter. Wie 
vor ein paar Jahren bekannt wurde, hat- 
te der Staatsanwalt in Mumias Verfah- 
ren schon in einem anderen Fall einen 
nachweislich unschuldigen Mann verur- 
teilen lassen, indem er entscheidendes 
Beweismaterial einfach zurückgehalten 
hatte. Mumia hatte in dem Prozeß de 
facto keinen Verteidiger. Sein damali- 
ger Pflichtverteidiger hat eine eides- 
stattliche Erklärung abgegeben, in der 


er zugibt, daß er in wesentlichen Pro- l 


zeßphasen nicht vorbereitet war. 

In dem Beweismaterial, das wir mit 
dem Wiederaufnahmeantrag vorlegen, 
legen wir dar, daß die Staatsanwalt- 
schaft AugenzeugInnen unter Druck ge- 
setzt hat, die für Mumia aussagen woll- 
ten, und gleichzeitig mehrere ZeuglIn- 
nen, z.B. durch Vergünstigungen in 
laufenden Strafverfahren, zu Aussagen 
gegen Mumia gebracht hat. Darüber 
hinaus weisen wir nach, daß die Staats- 
anwaltschaft wichtige Beweise für Mu- 
mias Unschuld bewußt unterdrückt hat, 
z. B. das Ergebnis eines Lügendetektor- 
testes, den einer von Mumias Entla- 
stungszeugen bestanden hatte. Außer- 
dem hat die Staatsanwaltschaft einen ge- 
fälschten Personalausweis aus dem Be- 
weismaterial entfernt, mit dem nachge- 
wiesen werden konnte, daß Mumia 


nicht der Todesschütze war. Wir haben 
eine Liste von neunzehn Punkten, mit 
denen wir nachweisen, daß es zum einen 
überhaupt keinen fairen Gerichtsprozeß 
gab, und zum anderen, daß in einem 
neuen Verfahren Mumias Unschuld 
festgestellt werden wird. 


? Sie haben auch den Antrag zur Aussetzung 
des Hinrichtungsbefehis gestellt. Wie: lange 
wird es dauern, bis das Gericht eine Entschei- 
dung über diesen Antrag triffi? 

Leider kann ich diese Frage nicht beant- 

worten. Zuerst einmal muß Richter Al- 

bert Sabo darüber entscheiden, ob er 
sich als befangen erklärt oder nicht. So- 
bald er den Befangenheitsantrag ab- 
lehnt, wird er über den Aussetzungsan- 
trag entscheiden müssen. Wenn er eine 

Aussetzung des Hinrichtungsbefehls ab- 

lehnt, werden wir vor dem Obersten 

Gerichtshof von Pennsylvania Berufung 

einlegen. Weitere Berufungsinstanzen 

sind dann die Bundesgerichte und zu- 
letzt der Oberste Gerichtshof der USA 
in Washington, D.C. Da die ganzen ju- 
ristischen Schritte sehr zweischneidig 


sind, kann ich keine definitiven Antwor- 
ten geben. Wir sind in der schwierigen 
Situation, daß Richter Sabo momentan 
die absolute Kontrolle über den zeitli- 
chen Verlauf beider Anträge hat, weil 
der Hinrichtungsbefehl schon unter- 
zeichnet ist. 


? Kann der Gouverneur die Vollstreckung des 
Hinrichtungsbefehls auch anordnen, solange 
Mumia noch Berufungsmöglichkeiten hat? 

Die Entscheiung über den Vollzug des 

Hinrichtungsbefehls liegt allein bei den 


` Gerichten. Wenn ein Richter einem 


Aussetzungsantrag zustimmt, wird der 
Hinrichtungsbefehl des Gouverneurs 
noch außer Vollzug gesetzt. Diese Aus- 
setzung kann von den Gerichten zeitlich 
befristet werden, so daß der Hinrich- 
tungsbefehl nach Ablauf der Frist wie- 
der gültig ist und ein neues Hinrich- 
tungsdatum festgelegt wird. Das liegt 
allein in den Händen der Gerichte und 
momentan in der Hand von Richter Sa- 
bo. 


? Solange Richter Sabo den Hinrichtungsbefehl 
nicht außer Vollzug seizt, bleibt also der Hin- 
richtungstermin am 17. August bestehen? 

Ja, aber ich bin zuversichtlich, daß wir 

in den Berufungsinstanzen einen Rich- 

ter finden werden, der den Hinrich- 
tungsbefehl aussetzen wird. 


? Wie geht es Mumia seit Donnerstag ? 
Ich habe mit Mumia telefoniert. Er wur- 
de aus seiner Zelle im Todestrakt in ei- 
nen Isolationstrakt verlegt, in dem Ge- 
fangene, die auf ihre Hinrichtung war- 
ten, festgehalten werden. In der neuen 
Zelie hat er gar nichts mehr. Seine juri- 
stischen Unterlagen wurden einbehal- 
ten. Er hat kein Radio und keinen Fern- 
seher. Er hat keinen Kontakt zu anderen 
Gefangenen oder zur Außenwelt. Nur 
seine Anwälte sind als Besucher zuge- 
lassen. Grundsätzlich haben sich seine 
Haftbedingungen sehr verschlechtert, 


Mumia, gefesselt und hinter Panzergias in einer Besucherzelle 
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nachdem er im Januar in den Knast SCI 
Green verlegt wurde. Wir haben vor 
wenigen Wochen eine Klage beim Bun- 
desgerichtshof in Pittburgh eingereicht, 
nachdem wir feststellen mußten, daß 
meine Anwaltspost an Mumia von der 
Gefängnisleitung geöffnet, gelesen und 
kopiert wurde. Der Knastleiter hat die 
Kopien von wichtigen Strategiepapieren 
für das Verfahren an den Generalstaats- 
anwalt von Pennsylvania weitergeleitet. 
Normalerweise darf die Anwaltspost 
nicht gelesen werden. Seitdem wir diese 
Klage eingereicht haben, versucht der 
Knasi, sich an Mumia zu rächen. In der 
letzten Woche erhielt er eine Liste mit 
angeblichen Verstößen gegen die An- 
staltsordnung, zum Beispiel daß er 
durch seine journalistische Tätigkeit ein 
„Business“ aus seiner Zelle heraus be- 
treiben würde. 


? Wer drängt denn auf Mumias Hinrichtung ? 

Mumia ist der einzige Todesstrafen-Ge- 
fangene in den USA, der mit einer gut 
organisierten, gut finanzierten und gut 
koordinierten Kampagne konfrontiert 
ist, die seine Hinrichtung zum Ziel hat. 
Die Polizeigewerkschaft „‚Fraternal 
Order of Police‘‘ (FOP) in Pennsylvania 
hat Kontakte zu anderen Polizeigewerk- 
schaften in den USA, die diese Kam- 
pagne mitfinanzieren. Als Mumias 
Buch Anfang Mai veröffentlicht wurde, 
hatte FOP ein Flugzeug gechartert, das 
mit dem Spruchband über dem Verlags- 
haus kreiste mit dem Slogan: ‚Dieser 
Verlag bezahlt Cop-Killer!‘“. Die FOP 


Solidarität mit 
Mumia Abu-Jamal 


Bereits in den ersten Tagen nach Unter- 
zeichnung des Hinrichtungsbefehls fan- 
den in mehreren Städten der USA, Ka- 
nada und Europas Demonstrationen und 
andere Protestaktionen statt. Weitere 
Demonstrationen sind in Vorbereitung. 
Unsere Übersicht ist nicht vollständig. 


USA/ Kanada 
600 Menschen begleiteten am 4. Juni in 
Philadelphia die Verteidiger von Mumia 
Abu-Jamal auf ihrem Weg zum Gericht, 
wo sie ihren Antrag auf Wiederaufnah- 
me des Prozesses einreichten. Vorher 
hatte eine Pressekonferenz stattgefun- 
den. In der folgenden Nacht versammel- 
ten sich in Toronto 200 Menschen vor 
dem US-Konsulat. Mehr als 2000 de- 
monstrierten am 5. Juni in New York. 
Demonstrationen und andere Protestak- 
tionen fanden auch statt in Oakland (mit 
über 500 Teilnehmenden), Boston, Chica- 
go, Atlanta, Seattle Washington, Washington 
DC, Minneapolis, Lansing, Kingston (Kanada), 
Vancouver (Kanada), Los Angeles. 

Zahlreiche Unterstützungskomitees 
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ruft zum Boykott des Verlagshauses auf 
und setzt Politiker in Pennsylvania unter 
Druck. Wir sind tatsächlich mit einem 
sehr starken Gegner konfrontiert. Kein 
anderer Todesstrafen-Gefangener ist in 
dieser Situation. 


? Und wer gehört zu Mumias Unterstützerin- 
nen? 

Unter anderem gibt es das „Comittee to 
Save Mumia Abu-Jamal“, das aus pro- 
minenten Persönlichkeiten besteht, die 
ihren Namen und ihre Unterstützung 
zur Verfügung stellen. Dazu gehören 
z.B. die SchauspielerInnen Whoopi 
Goldberg, Ed Asner und Ossie Davis. 
Auch Organiationen wie die Internatio- 
nale PEN-Vereinigung und Amnesty In- 
ternational unterstützen Mumia. Dane- 
ben gibt es viele Basisorganisationen, 
die Mumia unterstützen. 


?Wie reagieren die Medien in den USA auf 
Mumias Fall? 
Es hat gerade eine Serie von sehr negati- 
ven und geradezu feindseligen Berich- 
ten gegeben. In der Tageszeitung New 
York Post wurde ein Kommentar veröf- 
fentlicht, der Mumias Hinrichtung for- 
derte und seine Anwälte und Unterstüt- 
zerInnen lächerlich gemacht hat. Auch 
in der Presse von Pennsylvania hat es 
eine Reihe von Artikeln mit der Forde- 
rung nach Mumias Hinrichtung gege- 
ben. Seitdem der Hinrichtungsbefehl 
unterzeichnet worden ist, werden wir 
zumindest auch interviewt, so daß in 
den Artikeln jetzt eine gewisse Ausge- 


und politische Gruppen, Organisationen 
der unterdrückten Minderheiten, Grup- 
pen aus der Friedensbewegung u.a. tra- 
gen den Protest. Auch aus der Gewerk- 
schaftsbewegung gab es Unterstützung: 
so u.a. vom Präsidenten der Internatio- 
nalen Gewerkschaft der Hafen- und La- 
gerarbeiter, von der Journalistenge- 
werkschaft der Bay-Region, der Leh- 
rergewerkschaft aus Oakland. 


Südafrika 


Der ANC, Anti-Apartheid-Aktivisten 


und die. schwarze Gewerkschaftsbewe- 
gung haben sich mit dringenden Aufru- 
fen für das Leben Mumia Abu-Jamals, 
des einzigen zum Tode verurteilten poli- 
tischen Gefangenen in den USA, der 
weltweiten Protestbewegung ange- 
schlossen. Der Generalsekretär des 
ANC, Ramaphosa, schickte dem Gou- 
verneur von Pennsylvania einen Pro- 
testbrief. Der Gewerkschafts-Dachver- 
band COSATU und zahlreiche Einzel- 
gewerkschaften, aus den Bereichen der 
Nahrungsmittelindustrie, der Stahlin- 
dustrie, des Bergbaus, der Metallindu- 
strie u.a., protestierten Öffentlich. Am 
6. Juni hat übrigens das Verfassungsge- 
richt in Kapstadt die Todesstrafe abge- 


schafft. Die Gewerkschaft der Super-' 


wogenheit hergesteilt wird. 


? Wie schätzen Sie die Gesamitsituation für 
Mumia Abu-Jamal ein? 
Die internationale Offentlichkeit muß 
sich immer das momentane gesell- 
schaftliche Klima in den USA vor Au- 
gen halten. Auf der rechtlichen Ebene 
haben wir eine sehr gute Grundlage und 
können fundierte Beweise darlegen, so 
daß wir in normalen Zeiten vor Gericht 
gewinnen müßten. Aber im letzten 
Monat wurde z.B. im Bundesstaat Illi- 
nois ein Mann getötet, der die Unter- 
stützung des Polizeichefs von Chicago, 
mehrerer Richter, Staatsanwälte, Kon- 
greßabgeordneter und Priester hatte. 
Trotzdem wurde er hingerichtet. Vor 
zwei Jahren wurde im Bundesstaat Utah 
ein Mann hingerichtet, für den sogar der 
Papst persönlich interveniert hatte. Vor 
einem Jahr wurde ein Mann getötet, 
dessen Anwalt den entscheidenden An- 
trag einen Tag zu spät gestellt hatte. Es 
werden geistig behinderte Menschen 
und Minderjährige getötet. Das gesell- 
schaftliche Klima ist extrem schlecht. 
Obwohl wir fundierte juristische Pa- 
piere haben und wir eigentlich gewin- 
nen müßten, ist die Situation so, daß 
dies beim momentanen Stand nicht aus- 
reichen wird. 
Interview und Übersetzung : Heike Kleffner, 
Quelle: Freedom Now!, Bulletin No. 7, 6. Juni 
1995. Freedom Now! wird von der Kampagne 
„Mumia Abu-Jamal“ herausgegeben. Adressen 
s. Seite2 i 


mi 


markt-Arbeiter schrieben in einem Brief 
an Gouverneur Ridge: ‚In Südafrika 
haben wir einen langen Kampf geführt 
gegen Rassismus und Unterdrückung 
und dagegen, daß mit Gefängnis und 
Todesstrafe der politische Widerstand 
zum Schweigen gebracht wird ... Wir 
haben die bittere Erfahrung gemacht, 
wie der Staat die Aktivitäten politischer 
Aktivisten kriminalisiert, um sie mund- 
tot zu machen!“ Die COSATU schrieb 
u.a.: „Unsere Organisation hat gegen 
alle Formen von Rassismus, Unterdrük- 
kung und den Einsatz der Todesstrafe 
zur Unterdrückung politischer Aktivi- 
sten gekämpft. Wir sind deshalb ent- 
schiedene Gegner der Todesstrafe, aus 
ideologischen und aus humanitären 
Gründen.“ 


Europa 

Aus Europa wurden bisher Demonstra- 
tionen und Kundgebungen gemeldet aus 
Amsterdam, wo sich die Demonstration 
am 7. Juni gegen das US-Konsulat rich- 
tete und auch in den Tagen darauf Aktio- 
nen stattfanden. Eine weitere Demon- 
stration soll hier am 16. Juni, wieder vor 
dem US-Konsulat, stattfinden. In London 
hat am 7. Juni eine Demonstration vor 
der US-Botschaft stattgefunden. In Rom 


in Sachen Tod 


von Mumia Abu-Jamal 


Der Tod kehrt zurück nach Pennsylva- 
nia. 

Am 2. Mai 1995 machte Keith Zettel- 
moyer dunkle Geschichte in Amerika, 
als er, auf seinen eigenen Wunsch, von 
der Regierung exekutiert wurde. 

Und das trotz eines Gesuches für sein 
Leben, daß die gegen die Todesstrafe 
eingestelite Mutter des Opfer zu seinen 
Gunsten, im Rahmen eines „Gesuches 
eines nahen Freundes‘, vor dem Beru- 
fungsgericht und dem Bundesgericht 
einreichte. 

Wer gegen das Gesuch arbeitete, war 
Zettelmoyer selbst, der gegen die Ge- 
währung des Gesuchs war, da er darin 
nur die Verlängerung des Unvermeidli- 
chen um einige Monate mehr sah. 

Seit nun über 14 Jahren hatte Keith 
Zettelmoyer 24 Stunden des Tages in 
einem Käfig zuzubringen. Er verbrach- 
te die meiste Zeit nur in elektronischer 
Gesellschaft (z.B. Fernsehen), ohne je- 
den Kontakt zu Menschen, die als 
Freunde oder Familie bezeichnet wer- 
den könnten, erwartete er den Tod — 
absolut alleine. 

Irgendeine Religion, die die Seele des 
Menschen erhöhte? 

Nein. 

irgendein Beschäftigungsprogramm 
von seiten des Gefängnisses ? 

Nein 

Irgendein Bildungsprogramm, um 


seine geistigen Fähigkeiten zu üben? 

Nein. 

Zettelmoyer verließ seine Zelle seit 
1986 nicht mehr. Nur um zur Dusche zu 
gehen oder zum Haus des Todes (die 
Hinrichtungszelle — d. Übers.). 

Warum sollte irgendjemand, Anwalt, 
Richter oder Journalist, Überraschung 
gegenüber einem Mann vortäuschen, 
der eine solch miserable Existenz been- 
den wollte? Wie kann sich irgendje- 
mand über seinen Versuch wundern, 
aus einer solchen menschengemachten 
Hölie zu entkommen. 

Seit fast 15 Jahren hatte Zettelmoyer 
keines Freundes Hand mehr berührt, 
hatte kein Kind mehr gehalten, nicht 
mehr das Gesicht seiner Mutter, seines 
Vaters, seiner Schwester oder seines 
Bruders berührt. 

Woher das Erstaunen über einen 
Mann, der einem solchen täglichen, töd- 
lichen Fegefeuer ein Ende bereiten 
will? 

Wo sollte für einen solchen sich noch 
Hoffnung zeigen? 

Wer kämpfte für weiteres Leben — in 
der Hölle? 

Es ist genau ein solches „‚Leben‘“, das 
Keith Zettelmoyer in diesen Selbstmord 
mit staatlicher Beihilfe trieb — dieser 
gewollten Begegnung mit dem Tod. 

Es war ein Leben von gewollter, 
staatlich entworfener sensorischer De- 
privation, von politisch gewollter Isola- 
tion und von staatlicher Trennung von 
Familie. 

Es war ein „Leben“ auf der Schwelle 


des Todes, ein Leben unter ständiger 
Bedrohung von absoluter Auslöschung 
und ein „Leben“ unter staatspsycholo- 
gisch gewollter Depression. Kann der 
Staat dich in die Hölle versetzen, dich 
Bedingungen unterwerfen, die der Psy- 
chofolter entsprechen, und dich dann 
schließlich töten, wenn du danach ver- 
langst? 

In Zettelmoyers Fall taten sie das. 

Soweit der Autor weiß, hat noch nie 
ein Anwalt von diesem humanistischen, 
lebenden Standpunkt aus argumentiert 
— für Zettelmoyer stellt sich diese Fra- 
ge wahrhaftig. Wenn der schließliche 
Wunsch eines Gefangenen eine Frage 
ist, warum ist es dann keine Frage, wel- 
che Bedingungen ihn zu seinem Tod 
brachten? Sind solche Bedingungen der 
Gefangenschaft ohne Belang? 

In veröffentlichten Berichten wurde 
zitiert, Zettelmoyer freue sich auf seine 
Hinrichtung, da ihn das schließlich ‚„‚be- 
freien‘‘ würde. 

Keiner der Berichte, die ihr Schwer- 
gewicht darauf legten, was Zettelmoyer 
vermutlich wollte, hat je auch nur the- 
matisiert, was alle Eingesperrten letzt- 
endlich wollen — Freiheit. 

Wenn der Staat seine Hinrichtung 
Zettelmoyers damit rechtfertigt, was er 
selbst „wollte“ — was, wenn er (eigent- 
lich — d. Übers.) ‚Freiheit‘ verlangte? 
Würden sie das gewähren? Wann wäre 
der Staat je auf das Wollen, Wünschen 
oder die Interessen eines Gefangenen 
eingegangen? 

Nur wenn er sterben will. 


| en, 


wurde für den 24. Juni zu einer nationa- 
len Demonstration mobilisiert. 

In der BRD fanden am 8. und 9. Juni 
Aktionstage statt; zu Demonstrationen 
und Kundgebungen wurde nach unserer 
Kenntnis aufgerufen in München (zwei 
Kundgebungen mit jeweils 30 bis 50 
Leuten), Frankfurt, Stuttgart, Heidel- 
berg, Köln, Berlin, Gütersloh. In Gü- 
tersloh — hier beteiligten sich ca. 80 vor 
allem junge Leute, entschied man sich 
spontan, zur nahegelegenen City-Bank 
zu gehen und die Geschäftsleitung auf- 
‚zufordern, ein Protestfax an den Gou- 
verneur Ridge und die Richter in den 
USA zu schicken, was diese ablehnte. 
Es kam zu kleineren Rangeleien mit der 
Polizei. In Hamburg gab es eine unange- 
meldete Demonstration in die Innen- 
stadt, die von der Polizei aufgelöst wur- 
de. Am 15. Juni findet eine Kundgebung 
vor dem US-Generalkonsulat statt, zu 
der die SchülerInnenkammer aufgeru- 
fen hat. f 

Über Protestschreiben an Gouver- 
neur Ridge oder Richter Sabo haben wir 
keinen Uberblick. Aus der Gewerk- 
schaftsbewegùng hat sich die IG Medien 
mit einer Presseerklärung zu Wort ge- 
meldet. Darin heißt es: „Die Fachgrup- 
pe Journalismus (dju/SWJV) der IG 


Medien hat aufs Schärfste gegen die 
drohende Hinrichtung des schwarzen 
Journalisten und Bürgerrechtlers Mu- 
mia Abu-Jamal protestiert. In einem 
Brief an den Gouverneur des US-Bun- 
desstaates Pennsylvania, Tom Ridge, 
bezeichnete der Sprecher des Bundes- 
vorstands der Fachgruppe Journalis- 
mus, Carsten Seibold, die Todesstrafe 
als einen Verstoß gegen die Menschen- 
rechte. Ungeachtet dessen gebe es im 
Fall Abu-Jamals Hinweise darauf, daß 
der Journalist unschuldig ist. ‚Wir er- 
warten, daß Sie die Durchführung des 
barbarischen Urteils nicht zulassen‘, 
heißt es in dem Schreiben.“ 


Ab Anfang Juli kann über die Adresse 
des Wiesbadener Unterstützungsgruppe 
(s.u. Adressen) ein Solidaritätsplakat zu 
Mumia Abu-Jamai bezogen werden. Das 
Plakat ist das vierte in der Plakatreihe 
„Antirassistischer Widerstand ist inter- 
national — Freiheit für alle politischen 
Gefangenen“. Es ist zum Solidaritäts- 
preis von 5,— zu haben; das Geld wird 
zur Unterstützung des Kampfes für das 
Leben von Mumia Abu-Jamal verwen- 
det. 


Die Kampagne „Mumia Abu-Jamal“ 


ruft dringend auf: 
Wir benötigen für die weitere Arbeit dringend 
Spenden. Bitte spendet auf das Konto: 
Sonderkonto Kampagne 

Bank für Gemeinwirtschaft 

Konto Nr. : 100587 7602 

BLZ : 290 101 11 
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Offener Brief von Genossinnen von 
‚Wotta Sitta‘ (Italien) zu Mumia Abu-Jamal 


Der Offene Brief von Genossinnen des kommu- 
nistischen Gefangenenkollektivs „Wotta Sitta“ 
wurde bereits im Dezember 94 verfaßt und war 
im Mai 95 in der italienischen Zeitung /ngompa- 
tibili abgedruckt. 


Liebe Genossinnen und Genossen: 

Die Zeit für die Hinrichtung von 
Mumia Abu-Jamal, militanter revolu- 
tionärer Schwarzer, zum Tode durch 
den elektrischen Stuhl verurteilt und seit 
13 Jahren in der Todeszelle von Penn- 
sylvania, naht, und der Druck für seine 
Hinrichtung wird in eine direkte, reak- 
tionäre Mobilisierung für mehr Hin- 
richtungen transformiert, die von den 
Polizeikräften und den politischen Lob- 
bys für mehr Hinrichtungen angeführt 
wird. 

Also, auch auf dem Gebiet der politi- 
schen Repression im Innern behaupten 
die USA wieder einmal eine Position 
der Avantgarde in der antiproletari- 
schen Initiative und der Konterrevolu- 
tion: das andere Gesicht der sogenann- 
ten „Neuen Weltordnung‘‘! Deren in- 
ternationale Wegrichtung in diesen Jah- 
ren gekennzeichnet war von einer gene- 
rellen Wiederausbreitung und Verallge- 
meinerung der imperialistischen Herr- 
schaft, in allen ihren Aspekten und For- 
men, mit denen sie bestätigt und durch- 
gesetzt wurde. Die Aggression gegen 
den Irak bildet die Wasserscheide, in 
deren Realität des Krieges sich die 
„Neue Weltordnung‘“‘ (natürlich in all 
ihrer Vorläufigkeit) materialisiert hat, 
in der Praxis jenes „Rechts auf Einmi- 
schung“, das seine Bedeutung mit den 
Invasionen in Somalia, Haiti, mit der 
Stabilisierungspolitik im Mittleren 
Osten, auf dem Balkan und den beiden 
Korea weiterentwickelt und bestimmt 
hat. Und das ist, mehr oder weniger 
vollständig, das Bild der imperialisti- 
schen Mobilisierung, in der die USA 
mit einer Hauptrolle verwickelt sind. 

„Hinter den Linien“ des Imperialis- 
mus, d.h. was den Zusammenstoß in- 
nerhalb seiner Grenzen betrifft, hat die 
politisch-militärische Ausbreitung den 
Zusammenstoß zwischen dem Staat 
USA und dem Proletariat der unter- 
drückten Länder, der historische Dorn 
im Auge der Bastion der internationalen 
Konterrevolution, widergespiegelt. 
Was in den 50er Jahren durch die „He- 
xenjagd“ der antikommunistischen 
Kommission McCarthy geschah, was in 
den 60er und 70er Jahren die Bundes- 
pläne COINTELPRO waren (die sie un- 
ter der Führung des Bluthundes Hoover 
planten und mit Infiltration, psychologi- 
schem Krieg und physischer Vernich- 
tung der Führungsschicht der Black 
Panther Party und der Organisationen 
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der Schwarzenbewegung, Native Ame- 
ricans etc. umsetzten, so fingen sie den 
klandestinen „schmutzigen Krieg“ des 
Staates in der imperialistischen Metro- 
pole an); das ist heute ein Massenmo- 
dell, das — nicht zufällig unter demo- 
kratischer Präsidentschaft — die Jahre 
der Republikaner Reagan und Bush wie- 
derauflegt und konzentriert. In den 60er 
Jahren gab es einen alten Slogan: „Die 
Demokraten beenden immer, was die 
Republikaner angefangen haben“, und 
Clinton steht dem nicht nach. 

Tatsächlich, das aktuelle ‚‚Pro- 
gramm“ basiert auf einer Massenkrimi- 
nalisierung durch die Ausweitung des 
Lebenslänglich auf mehr Straftaten, 
einem Gesetz, das automatisch Lebens- 
länglich vorsieht, wenn drei Straftaten 
begangen wurden, der Verbreitung von 
„maximum control units“ (Hochsicher- 
heitsknäste/-trakte, d. Ubers.) (als 
nächstes die Einweihung eines ‚‚Neuen 
Modells“ in einem Knast in Colorado) 
und der Ausweitung der Todesstrafe, 
deren Anwendung auf mehr Delikte und 
Verkürzung der Zeiten und Prozeduren 
der Exekution. 

In diesem Zusammenhang findet eine 
rechte Mobilisierung ‚von oben“ statt, 
die der US-Administration die erste 
Exekution eines militanten Revolutio- 
närs seit mindestens 50 Jahren, nach der 
von den Kommunisten Ethel und Julius 
Rosenberg, ermöglichen soll. 

Als politischer Gefangener ist Mumia 
Abu-Jamal (ehemaliges Mitglied der 


Erklärung von Markus Wolf 


Mumia Abu-Jamal darf nicht sterben! 
Angesichts des vom Gouverneur des 
Staates Pennsylvania festgelegten 
Hinrichtungsdatums auf den 17. Au- 
gust schließe ich mich den Protesten 
aus aller Welt gegen die Vollstrek- 
kung des aus politischen Gründen in 
einem umstrittenen Prozeß gefällten 
Todesurteils an. 

Noch vor der Errichtung der Hit- 
lerdiktatur in Deutschland und der 
Verfolgung unserer Familie erklär- 
ten meine Eltern die Bedeutung der 
Solidarität am Beispiel des Unrechts, 
das den Italienern Sacco und Vanzetti 
in den USA widerfahren ist. Interna- 
tionaler Solidarität hatten wir unser 
Leben während der Naziherrschaft 
und des Holocaust zu verdanken. 
Kurz vor seinem Tode 1953 prote- 
stierte mein Vater Friedrich Wolf 
gegen die Hinrichtung von Ethel und 
Julius Rosenberg auf dem elektri- 
schen Stuhl. Den Wert der internatio- 


Black Panther Party, jetzt Militanter der 
MOVE, einer Basisorganisation der 
Schwarzenbewegung, seit der Zeit im 
Visier des FBI, wir erinnern uns an die 
Bombardierung ihrer Comunity 1978 
und 1985, ein hervorragender Journalist 
und als „Stimme der Rechtlosen‘“ be- 
kannt) seit 13 Jahren in der Todeszelle, 
er verkörpert in seiner langen militanten 
Erfahrung und in seiner unermüdlichen 
aktuellen Aktivität ein rotes Band des 
Kampfes gegen den Imperialismus ‚,‚in- 
nerhalb“ der USA, ein Niederschlag 
der Erfahrungen des organisierten Ant- 
agonismus und des revolutionären Ge- 
wissens. Er, wie auch alle anderen revo- 
lutionären Gefangenen: militante 
Schwarze, Puertoricaner, Native Ame- 
ricans, Kämpfer des Zusammenstoßes 
zwischen dem Reich USA und der natio- 
nalen Unterdrückung, den die imperia- 
listische US-Bourgeoisie nie gewinnen 
konnte und der mit der Entstehung der 
kämpfenden schwarzen und puertorica- 
nischen Bewegung, der Entstehung der 
antiimperialistischen Guerilla — auch in 
der Metropole USA, weiter verschärft 
wurde. In diesen offenen Zusammen- 
stoß dieser kämpfenden Realität muß 
der Widerspruch gestellt werden, den 
die politischen Gefangenen für den US- 
Imperialismus darstellen. Und deshalb 
muß in der politischen Bedeutung dieses 
Zusammenstoßes, heute offener denn 
je, die Politik der Vernichtung ihnen 
gegenüber begriffen werden. 

Darin kann die „Bedrohung“ identifi- 
ziert werden, die Mumia — als Militan- 
ter und Konzentration von Erfahrungen 
mit dem Bruch mit dem ameriKKKani- 
schen Status quo — für den Staat USA 
darstellt, der in einem immer weniger 


nalen Solidarität, auch aus den USA, 
habe ich selbst bis in die jüngste Zeit 
erfahren. 

Daruin bitte ich jeden einzelnen, 
dem Unrecht widerfahren ist oder 
der um sein Recht kämpft, sich der 
Forderung, das Leben Mumia Abu- 
Jamals zu retten, anzuschließen. Im 
weltweiten Protest sind noch zu we- 
nige deutsche Stimmen zu hören. Je- 
den Gegner der Todesstrafe in 
Deutschland bitte ich um seine Stim- 
me, alle, die in diesen Wochen der 
Befreiung der Konzentrationslager 
und der Opfer der Nazibarbarei ge- 
dachten, bitte ich um ihre Stimme, al- 
le Frauen und Männer, die das Recht 
auf Leben für das erste Menschen- 
recht halten, die den Ruf zur Verlei- 
hung des Nobelpreises für die russi- 
schen Soldatenmütter so eindrucks- 
voll unterstützen, die um das Leben 
ihrer Söhne kämpfen, bitte ich, das 
Leben des schwarzen amerikani- 
schen Journalisten zu verteidigen! 

Mumia Abu-Jamal muß leben! 


kontrollierbaren Druck der sozialen 
Antagonismen steht (von den Feuern in 
Los Angeles bis . . .) und in einer immer 
rechteren und autoritäreren Orientie- 
rung, die die Administration und das 
Establishment der USA einnehmen. 

Die mögliche Hinrichtung eines mili- 
tanten Revolutionärs würde einen quali- 
tativen (reaktionären) Sprung im Um- 
gang mit dem Klassenwiderspruch dar- 
stellen, der den Willen bekräftigen wür- 
de, alle Vermittlungsebenen abzu- 
schneiden, den Zusammenstoß noch 
weiter vertiefen würde, der per se schon 
unvereinbar in der US-Gesellschaft be- 
steht. Eine Vielvölkergesellschaft par 
exellence, deshalb ist es kein Zufall, daß 
die militanten Revolutionäre in den 
USA den Begriff des „internen Imperia- 
lismus“ für die Kennzeichnung dieses 
spezifischen Modells der Herrschaft 
und Unterdrückung geprägt haben. Der 
„interne“ Imperialismus der USA ist 
Grundbestandteil der Klassenherr- 
schaft, die die imperialistische Bour- 
geoisie Nordamerikas auf nationalem 
wie auf internationalem Niveau ausübt. 

Seit dem Prozeß der Integration des 
imperialistischen Systems, gemäß den 
Direktiven der internationalen Ord- 
nung, die nach dem 2. Weltkrieg mit der 
Teilung der Welt in Blöcke gegründet 
wurde, hatten die USA immer eine Spit- 
zenrolle in der Entwicklung der konter- 
revolutionären Strategien — präventiv 
und repressiv — sowohl gegen die Be- 
freiungsbewegungen im Trikont als 
auch gegen den Klassenkampf und die 
unterdrückten Minderheiten im impe- 
rialistischen Zentrum. 

Die Geschichte der „westlichen De- 
mokratien‘“ ist untrennbar mit der Ent- 
wicklung des amerikanischen Imperia- 
lismus und seiner antiproletarischen 
und antikommunistischen Strategie ver- 
bunden. Ein geklonter „genetischer 
Code‘, der in der Nachkriegszeit mit 
dem ökonomischen Wiederaufbau mo- 
delliert und verknüpft wurde, durch die 
„Hilfspläne‘ Marshall und die Ausdeh- 
nung des fordistischen Modells. Ver- 
vollständigt wurde dies mit der politi- 
schen „Unterwerfungs“-Integration 
der westlichen europäischen Staaten, 
durch öffentliche Strukturen wie die 
Nato oder geheime Strukturen wie Gla- 
dio (und seine Aquivalente in allen Staa- 
ten), mit ausdrücklich antikommunisti- 
scher Funktion gedacht, mit „‚Reprä- 
sentanten“ in allen Staatsapparaten und 
unter personeller und organisatorischer 
Wiederverwertung des faschistischen 
Unierholzes. 

Dieser Prozeß der Integration hat ei- 
nen Qualitätssprung der 60er Jahre mit 
der. Festigung der ersten Phase der He- 
gemonie der USA abgeschlossen, wenn 
man vor allem das fundamentale politi- 
sche Element dieser Krise herausstellt. 
Es besteht aus der, sehr widersprüchli- 
chen und nicht linearen, Aufeinander- 


folge von zahlreichen revolutionären 
Prozessen und nationalen Befreiungen 
in aller Welt, die das Gleichgewicht der 
Weltordnung der Nachkriegszeit zer- 
brochen haben. Der Sieg des sehr klei- 
nen Vietnam gegen die Bulldogge USA 
steht für alle. Zur selben Zeit wurde die- 
ses politische Datum durch die Eröff- 
nung eines Zusammenstoßes von revo- 
lutionärem Charakter im Innern der 
„westlichen Demokratien“ weiter ver- 
tieft, der die historische Reife des Prole- 
tariats als weltweites revolutionäres 
Subjekt sichtbar gemacht hat, das in der 
Lage war, auch im Innern der Hochburg 
des Kapitalismus selbst einen Zusam- 
menstoß zu eröffnen. Dieser Zusam- 
menstoß kommt ursprünglich aus dem 
Bauch der Bestie USA, um sich auf die 
anderen westlichen Länder auszuwei- 
ten, besonders auf Deutschland und Ita- 
lien. Seitdem hat der Prozeß der Inte- 
gration der konterrevolutionären Strate- 
gie auf internationalem Niveau allmäh- 
lich eine neue Qualität in der entstande- 
nen Dimension des revolutionären Zu- 
sammenstoßes angenommen, vor allem 
in der Qualität und Quantität der sozia- 
len Widersprüche, die den Kampf zwi- 
schen den Klassen gesteigert haben. 

Die Ausarbeitung der repressiven Po- 
litik, der Strategie der Prävention und 
Eindämmung des Klassenkampfes, der 
Manipulation der Zustimmung hat ein 
gültiges und durchdringendes Modell in 
der „amerikanischen Schule“ gefun- 
den: vom „Krieg gegen den internatio- 
nalen Terrorismus“ über den „Krieg 
niedriger Intensität‘, verwirklicht in 
Nicaragua und anderen Teilen der Erde, 
zum ‚Kampf gegen die organisierte 
Kriminalität“, was darauf hinausläuft, 
jeden Ausdruck antagonistischer Politik 
und der Klasse darin einzuordnen. 

Dieser lange Überblick dient dazu, 


ausgehend von vielen konkreten Daten 
nicht nur einer rein „ideologischen“ 
Ordnung, hervorzuheben, wie die Poli- 
tik der USA auch in Europa ihre Ent- 
sprechungen und Auswirkungen hat. 
Diese sind auf die Notwendigkeit zu- 
rückzuführen, die durch die Krise auf- 
erlegt ist, die das ganze imperialistische 
System durchzieht, und sie entsprechen 
einer Neubestimmung auf allen Gebie- 
ten und der Form der Klassenherrschaft 
in dieser Epoche der Veränderungen 
von historischer Tragweite. Es ist also 
kein Mechanismus, zu behaupten, daß 
alle möglichen Anstrengungen für die 
Hinrichtung von Mumia Abu-Jamal ei- 
ne schwerwiegende Wende von allge- 
meinen Auswirkungen bedeuten wür- 
de: ein qualitativer Sprung in der anti- 
proletarischen und konterrevolutionä- 
ren Strategie, eine Vertiefung des Zu- 
sammenstoßes, den alle, die heute auf 
dem Terrain der Revolution und der 
Veränderung der bestehenden Verhält- 
nisse kämpfen, sehen können. 

Einmal mehr von der internationalen 
Solidarität und vom Internationalismus 
zu reden, ist kein leeres Prinzip, das für 
alle Zeiten gültig ist. Es gibt konkrete 
Anlässe, es gibt konkrete Gründe, die 
Aufmerksamkeit und Mobilisierung er- 
fordern : mit der internationalen Mobili- 
sierung und der Realisierung von Initia- 
tiven zu verhindern, daß die infame Ab- 
sicht, Mumia zu ermorden, durchge- 
führt werden kann; stärkere internatio- 
nale Verbindungen und politische Kon- 
takte zu einem Teil auf der anderen Seite 
des atlantischen Ozeans aufzubauen, 
mit einer gemeinsamen Mobilisierung 
auf seiten der politischen Gefangenen. 
Susanna Berardi, Anna Cotone, Caterina Spano, 
Genossinnen des kommunistischen Gefangenen- 
kollektivs „Wotta Sitta“ Latina/Rom, Dezem- 
ber 94 


Grußadresse von Joëlle Aubron, Gefangene aus AD 


In der Solidarität mit Mumia Abu-Jamal 
brechen die gefangenen 
Militanten mit der Funktion als Geiseln 


Auf der Demonstration, die am 20. März d. J. in 
Dänemark zur Freilassung von Palle Serensen 
und für die Freiheit aller revolutionären Gefan- 
genen stattfand, wurde auch die im folgenden 
abgedruckie Grußbotschaft von Joëlie Aubron, 
politische Gefangene aus Action Directe, verle- 
sen. Im zweiten Teil berichtet sie über die Soli- 
darität internationaler politischer Gefangener 
mit Mumia Abu-Jamal, weswegen wir die Gruß- 
botschaft trotz der langen Verspätung doku- 
mentieren. — Joëlle Aubron ist seit acht Jahren 
im Gefängnis. Im ersten Teil begründet sie ihre 
politisch-militärische Praxis vor ihrer Inhaftis- 
rung. 


Grüße an euch alle, die ihr euch versam- 
melt habt, um die Freilassung von Palle 
Sørensen, der seit 30 Jahren im Knast 
ist, zu fordern. 

Über ihn weiß ich nur, daß er einen 
großen Teil seiner Strafe in Isolations- 
haft gewesen ist. Nach Ablauf dieser 
ganzen weißen Folter der Isolation, die- 
ser unauslöschbaren Gewalt einer 30- 
jährigen Gefangenschaft muß er raus- 
kommen. Seine sofortige Freilassung ist 
jeizt die einzig legitime Forderung. 
Meine Genossen Nathalie Ménigon, 


Jean-Marc Rouillan und ich grüßen 


euch. 
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Diese lange staatliche Rache muß auf- 
hören. Sie richtet sich gegen Palle Sø- 
rensen, weil die Toten, für die er verant- 
wortlich ist, „Repräsentanten der Ord- 
nung“ sind — Verteidiger einer bour- 
geoisen Ordnung, von denen es in unse- 
ren kapitalistischen Gesellschaftssyste- 
men wimmelt. Sie sind zahlreich, von 
den Gewerkschaftsbonzen bis zu all den 
Schaltstellen, die das System produ- 
ziert, um den Fortbestand seiner Aus- 
beutung und Unterdrückung zu garan- 
tieren. Die B. sind zweifellos eine Grup- 
pe, die besonders durch die Rache des 
Staates geschützt wird. 

Diese bewaffneten Verteidiger der to- 
talitären ökonomisch-politischen Macht 
können in einem Zusammenstoß getötet 
werden. Dennoch sind diese ‚‚Wach- 
hunde“ heute kein Ziel in der Strategie 
der Guerilla. 

Diese politisch-militärische Aktivität, 
zu der wir, meine Genossen und ich, in- 
nerhalb von Action Directe beigetragen 
haben, ist eine Praxis für die Revolu- 
tion. Seit 8 Jahren eingeknastet in fran- 
zösischen Gefängnissen, bleiben wir 
dabei, sie als ein unveräußerliches 
Werkzeug für den Prozß zum Kommu- 
nismus anzusehen. 

Die Bourgeoisie führt auf der Basis 
des Vorrangs der ökonomischen Krite- 
rien vor allen anderen Erwägungen ei- 
nen wirklichenKrieg. Sie setzt ihre Pro- 
fite durch, indem die sozialen und 
menschlichen Verhältnisse immer mehr 
zu Warenbeziehungen gemacht werden 
und durch die Ausdehnung der eisernen 
Gesetze des Marktes zugunsten der Auf- 
wertung ihres Kapitals auf dem gesam- 
ten Planeten. 

In dieser Situation sind wir, kommu- 
nistische, anti-imperialistische Militan- 
te, dazu angehalten, unsere Angriffe 
genauer zu richten. Sich in einem lang- 
andauernden Klassenkrieg zu begrei- 
fen, wie wir es tun, bedeutet miteinzu- 
beziehen, daß in unseren Metropolen 
die Offensiven der Bourgeoisie die mei- 
ste Zeit maskiert vorwärtsgehen. Sie 
haben dafür zahlreiche Mittel zur Ver- 
fügung. Repression und Militarisierung 
auf der einen Seite und auf der anderen 
die ideologische Manipulation schaffen 
eine solche Normalisierung der Verhal- 
tensweisen und eine solche Akzeptanz, 
daß die entsprechenden Lager nur punk- 
tuell in ihrer nackten Realität sichtbar 
werden. 

Ein Beispiel, unter vielen anderen 
ausgewählt, weil es euch betrifft: die 
dänische Polizei und ihre Schüsse uaf 
die, die ihre Enttäuschung über das Re- 
sultat des 2. Referendums zum Beitritt 
der Europäischen Union herausschrien. 

Aus diesen vielfältigen punktuellen 
Erfahrungen, die zu oft durch Selbstdar- 
stellung der demokratisch-freiheitli- 
chen Gesellschaft in alle vier Winden 
zerstreut werden, müssen wir jedoch 
das Bewußtsein und die Analyse der so- 
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zialen Ordnung in den Metropolen zie- 
hen. Ihre wirkliche Natur als Werkzeug 
im Dienst der imperialistischen. Bour- 
geoisie gegen das weltweite Proletariat 
drückt sich auch ganz nackt in den Ver- 
hältnissen aus, die sie den Völkern des 
Trikont aufzwingt. 

In dem Verhältnis der Wechselbezie- 
hung von Hegemonie und Konkurrenz 
zwischen den drei Polen der imperiali- 
stischen Kette, USA, EU, Japan, sind 
diese Völker immer mehr einer solchen 
Apartheid unterworfen, die zu einem 
wirklichen Holocaust führt. 100000 
Menschen sterben jeden Tag an Hun- 
ger! 17 Millionen Kinder jährlich, 40 
Millionen Menschen insgesamt. Noch 
weitere Millionen sterben an bekannten 
und heilbaren Krankheiten. Alle dem 
Druck der mächtigsten Kapitalfraktion 
geopfert und im Namen des toyotisch-li- 
beralen Regimes der kapitalistischen 
Akkumulation. 

Wir haben eine weltweite Formierung 
von zwei großen Klassenblöcken vor 
uns. 

Auf der einen Seite eine monopolisti- 
sche Klasse, die in einem Krieg der 
Wettbewerbsfähigkeit und Kapitalkon- 
zentration die wesentlichen Machtkom- 
promisse gebrochen hat, die sie mit den 
verschiedenen Sektoren der lokalen 
Bourgeoisie verband. Darum zielt sie 
darauf ab, sich in einem größeren Rah- 
men als nur dem Nationalstaat zu bewe- 
gen. Und wie Dänemark der Vertrag 
von Maastricht aufgezwungen wurde, 
ist ein gutes Beispiel für diesen An- 
spruch und dafür, wie diese extrem mi- 
noritäre Klasse auf der Stufe ihrer welt- 
weiten Herrschaft — sicher mehr als die 
feudale Aristokratie — die Methoden 
der Manipulations-Schauspiele für die 
Massen und der Repression verstärkt, 
um ihre Macht zu bewahren. 

Ihr gegenüber — die proletarischen 
Massen. Sie sind heute unermeßlich vie- 
le, in allen vier Ecken des Planeten prä- 
sent. Eine kontinuierliche Ausbreitung, 
die durch die Scharen der kleinen Bau- 
ern, die ihrem Boden entrissen sind, der 
Verarmung und Deklassierung veralte- 
ter Wirtschaftszweige oder Kleinbürger 
... genährt wird. Diese Massen sind 
objektiv durch ihre Bedingungen der 
Ausbeutung, des Elends, der Deporta- 
tion, ihre Lebensbedingungen in den 
Vororten der Megapolen, die sich auf 
allen Kontinenten entwickeln, immer 
mehr vereint. Und sie beginnen, sich 
subjektiv in einer Kultur des Überlebens 
zu vereinen, die nur der alltägliche Wi- 
derstand gegenüber den Verwüstungen 
des Systems hervorbringen kann. Diese 
Kultur entwickelt sich dadurch, daß sie 
sich dem Imperialismus und dem Pro- 
zeß der Faschisierung, der sich zu sei- 
ner Durchsetzung entwickelt, entgegen- 
stellt. 

Dieses weltweite Proletariat ist das 


historische Subjekt der Epoche. Um’ 


darin das kollektive Subjekt zu werden, 
muß sein Bewußtsein jedoch mit den fal- 
schen Trennungen, der territorialen 
Aufteilung und’ Zersplitterung der 
Kämpfe in Sektoren brechen und da- 
durch seine wirkliche Einheit wieder- 
herstellen. Seine objektive Realität 
braucht unter anderem unsere Anstren- 
gungen, uns über unsere Kämpfe auszu- 
tauschen, über unsere Erfahrungen aus- 
einanderzusetzen, damit sich dieses 
Proletariat von einem Zustand des ob- 
jektiven Subjekts zu einem des Akteurs 
seiner wirklichen Befreiung als ausge- 
beutete Klasse wandelt, die dadurch alle 
Klassen abschafft. 

In diesem Sinne ist die Solidarität eine 
Waffe. Sie erlaubt uns nicht nur, die Ka- 
tegorien zu widerlegen, die die imperia- 
listische soziale Ordnung und ihre orga- 
nisierte Apartheid unserer sozialen Rea- 
lität nach innen wie nach außen verteilt. 

Die Solidarität ist im Herzen des Wi- 
derstandes der am meisten durch die 
Krise geschlagenen Klassen. Um ihn 
einzudämmen und ihm vorzubeugen, . 
panzert die Bourgeoisie ihre Apparate 
und verstärkt ihren manipulatorischen 
Druck durch Kampagnen zur Mobilisie- 
rung des Sicherheitsbedürfnisses und in 
der Verteufelung von Sündenböcken 
innerhalb der Bevölkerung oder außer- 
halb der Grenzen. 

Die Solidarität ist ein Terrain der 
Lehre für unsere bewußte und handeln- 
de Einheit. Damit unsere Kämpfe sich in 
ihrer Verschiedenheit bereichern, sich 
ergänzen und sich gegenseitig, die einen 
durch die anderen, entwickeln. In die- 
sen Interaktionen zwischen den revolu- 
tionären Organisationen und den Aus- 
drücken der Selbstorganisation der 
kämpfenden Klasse, gegen den schlei- 
chenden oder offenen Bürgerkrieg, der 
von der Bourgeoisie geführt wird, 
schmiedet das Proletariat die Werkzeu- 
ge seiner Selbst-Emanzipation, in der 
Praxis und in den Fragestellungen der 
revolutionären Theorie. 


Seit einigen Monaten haben die revolu- 
tionären Gefangenen international einen 
neuen Arm voller Blumen der Solidari- 
tät geschaffen. Sie bestreuen diesen lan- 
gen Weg zur notwendigen Revolution 
gegen die installierte Barbarei. Ein 
Weg, der voll von Abhängen, Umwe- 
gen ist, aber seine Notwendigkeit ist so 
stark, daß wir alle, Ausgebeutete und 
Unterdrückte, Revolutionäre und 
Kämpfende, jedesmal seine Spur wie- 
derfinden. 

In dieser Phase, wo der Imperialis- 
mus alltäglich ausdrückt, wie sehr er im 
Stadium der kapitalistischen Fäulnis ist, 
und gleichzeitig die revolutionären 
Kräfte so zögernd scheinen, möchte ich 
euch von der Solidarität erzählen, die 
von mehr als 90 Gefangenen in der Welt 
entwickelt wurde, um Mumia Abu-Ja- 
mal zu retten, der in den USA zum Tode 


verurteilt ist. 

Mumia Abu-Jamal ist ein ehemaliger 
Informationslieutenant der Black Pan- 
ther Party und ein bekannter Radiojour- 
nalist aus Philadelphia. 1980 wurde er 
zum Präsidenten der Vereinigung 
Schwarzer Journalisten in Philadelphia 
gewählt. Er war und ist weit über die 
Stadt hinaus für seine engagierte Be- 
richterstattung bekannt. Das FBI, die 
Polizei und das politische Establishment 
Philadelphias versuchten schon seit den 
60er Jahren, Mumia Abu-Jamal zu kri- 
minalisieren. Im Dezember 1981 wurde 
Mumia Abu-Jamal dann bei einem An- 
griff von Polizisten auf seinen Bruder 
schwer verletzt: Ein Polizist wurde bei 
dieser Polizeiaktion erschossen. Die 
Polizei und die Stadtregierung verbrei- 
teten schon 24 Stunden nach dem Vor- 
fall, daß Mumia der Mörder des Polizi- 
sten gewesen sei. Am 4.7.82 wurde er 
dann von einer mehrheitlich weißen Ge- 
schworenenjury und einem weißen 
Richter, der aufgrund von 31 Todesur- 
teilen als „Henker von Philadelphia“ 
bekannt ist, zum Tode verurteilt. Seit- 
dem befindet sich Mumia Abu-Jamal 22 
Stunden täglich in Einzelisolation in den 
Todestrakten von Pennsylvanias Ge- 
fängnissen. Von dort kämpft er um sein 
Leben und seine Freiheit; aus diesen 
Zellen heraus arbeitet er auch weiterhin 
als Journalist. 1994 mußte der große 
unabhängige Radiosender Public Radio 
(NPR) einen Vertrag mit Mumia als 
Kommentator rückgängig machen, weil 
der Druck, den die rechtsradikale und 
rassistische Polizeigewerkschaft Frater- 
nal Order of Police (FOP) und die rech- 
ten Hardliner, allen voran der Sprecher 
der Republikanischen Mehrheit im US- 
Senat, Robert Dole, auf sie ausübten, zu 
stark geworden war. 

In diesem allgemein reaktionären po- 
litischen Klima riefen 10 politische Ge- 
fangene aus den USA die internationa- 
len politischen Gefangenen zu einer 
gemeinsamen Initiative auf. Das Projekt 
war, eine Ausstellung zu organisieren: 
„Kunst gegen die Todesstrafe“. Der 
Aufruf hatte großen Erfolg. Am 10. De- 
zember 94 wurde in der Kunstgalerie 
des Rathauses von Harlem, New York 
City, die Ausstellung „Art and Writings 
Against Death: International Prisoners 
Unite to Save Mumia Abu-Jamal“ er- 
öffnet. Gefangene aus vielen verschie- 
denen Ländern beteiligten sich daran, 
u.a. aus Chile, Frankreich, Spanien, 
Belgien, BRD, Peru ... Die ausgestell- 
ten Kunstwerke drücken auf verschiede- 
ne Weise ihre Solidarität aus, z. B. Bil- 
der, Plastiken, Gedichte, Wand- 
schmuck, Tücher etc. Da Eröffnungs- 
programm bestand aus Gedichten von 
Gefangenen, die von DichterInnen, 
SchriftstellerInnen und JournalistInnen 
mit Musikuntermalung vorgetragen 
wurden. Die Ausstellung ging bis Ende 
Januar, Mitte Februar fand dann in New 


York noch eine größere Veranstaltung 
mit Prominenten aus der Musik- und Li- 
teraturszene sowie eine Kundgebung 
statt. Zur Zeit wandert die Ausstellung 
in andere Städte und Orte in den USA, 
und es wird überlegt, daß sie danach 
auch nach Europa geht. Damit sie auch 
hier die Mobilisierung zur Verhinde- 
rung der ersten Hinrichtung eines politi- 
schen Gefangenen seit der von Ethel und 
Julius Rosenberg unterstützen kann. 

Diese eingesperrten Militanten stam- 
men aus verschiedenen Kämpfen; der 
Widerstand gegen alle Ausdrücke des 
Imperialismus vereint sie, und heute 
können sie ihn verwirklichen. Der Ras- 
sismus ist tief im Innern des amerikani- 
schen Justiz- und Strafsystems verwur- 
zelt?, er drückt dort eine der sozialen 
Realitäten der imperialistischen Apart- 
heid aus.’ Als „würdiger Sprößling“ 
des europäischen Kolonialismus und 
seines Sklavenhandels auf dem ‚„‚neu- 
en“ Kontinent verstärkt er sich noch 
durch die neue soziale Apartheid. 

So vermittelt sich die Konkurrenz 
zwischen den imperialistischen Zentren 
auch durch ein potenziertes Wachstum 
der Repressionsapparate und der sozia- 
len Kontrolle. Je mehr der ökonomische 
Krieg wütet, je zahlreicher seine Opfer 
sind, desto mehr bestätigt sich der Staat 
als Garant für die Diktatur der Klasse, 
die die Bourgeoisie in unseren metropo- 
litanen Gesellschaften ausübt. 

Als Folge dieser präventiven Konter- 
revolution mit den Mitteln der offenen 
und verdeckten Kriegsführung versucht 
er, alles auszulöschen, was an die Reali- 
tät der Konfrontation zwischen Herr- 
schaft und Befreiung erinnern kann. Die 
revolutionären Gefangenen sind die 
Geiseln dieser Notwendigkeit, das be- 
stehende System als das einzig mögliche 
zu behaupten. Es ist nicht das erste Mal, 
daß man uns eine solche Zukunft ein- 
trichtert. Ein gewisser Hitler versprach 
ein 1000jähriges Reich ... 

Durch ihre Präsenz in der Initiative 
„Art and Writings Against the Death 
Penalty“, nach dem Aufruf der politi- 
schen Gefangenen aus den USA, bre- 
chen die inhaftierten Militanten mit die- 
ser Funktion als Geiseln. Es ist eure 
Aufgabe und die aller, die draußen für 
andere Möglichkeiten kämpfen, daß 
sich dieser Zusammenstoß zwischen 
Revolution und Konterrevolution um- 
wandelt, um diese Logik der Geiseln 
hinfällig werden zu lassen. Eine Ent- 
wicklung zugunsten der revolutionären 
Gefangenen ist untrennbar mit der Ver- 
stärkung des Kampfes auf allen Ebenen 
verbunden, gegen diese imperialistische 
Gesellschaft, ihre Diktate, ihr Pro- 
gramm der Verschwendung des sozia- 
len Reichtums zugunsten der Rentabili- 
tät des Kapitals und den daraus resultie- 
renden sozialen Holocaust. 


Bis bald, hoffen wir, meine Genossen 


undich. 


(1) Und die besonders straffrei bleibt. Im 
Herbst 1993 konnten wir zum Thema Re- 
pression in Europa schreiben: „Kein Mo- 
nat, keine Woche vergeht, ohne daß sich ein 
neues Verbrechen in die lange Litanei der 
vorherigen einreiht. Im Oktober sind Wa- 
vier Kalparsoro. „Anuk“ und Gurutza 
»Yanci“, baskische Militante, in zwei spa- 
nischen Kasernen unter der Folter gestor- 
ben. In Italien wurden, ebenfalis in den Räu- 
men eines Kommissariats, ein junger, elf- 
jähriger Zigeuner eiskalt hingerichtet und 
seine Cousine schwer verletzt, weil sie sich 
geweigert haben, ihre Familie zu denunzie- 
ren. Diese Morde können nicht mehr ver- 
harmlost werden, auf einen Unfall reduziert, 
auf die Umstände und auf den Exzess von 
einzelnen; vor allem, wenn sie wieder in den 
Zusammenhang der vergangenen Monate 
gestellt werden. 

Im vergangenen Jahr wurde Wolfgang 
Grams in einem Einsatz der deutschen Anti- 
Terror-Einheit am Boden liegend getötet. Im 
Mai hat die dänische Polizei das Feuer auf 
Teilnehmer einer Anti-Maastricht-Demon- 
stration eröffnet, 11 Verwundete; in den 
Niederlanden haben Anti-Aufstandseinhei- 
ten Kampfhunde gegen einen Demonstrati- 
onszug eingesetzt, 35 Verletzte. In Madrid 
wurde eine junge dominikanische Immi- 
grantin von den Kugeln eines Guardia Civil 
tödlich getroffen — während einer Strafex- 
pedition gegen ein besetztes Haus ... Hier 
erinnern wir uns an Makome&, einen Immi- 
granten aus Zaire, der im Frühling 1993 im 
Kommissariat, auf einem Stuhl sitzend, aus 
nächster Nähe von einer Kugel in den Kopf 
getroffen wurde. Auch an Malika und so vie- 
le andere ... = Malika war ein neunjähri- 
ges Mädchen, die von ihrem Fenster aus eine 
heftige Auseinandersetzung zwischen eini- 
gen Jugendlichen der Siedlung und einigen 
Erwachsenen beobachtete. Ein Bulle, der 
nicht im Dienst war, hat sie durch Schüsse 
auf die Fenster hingerichtet. Nach einem 
langen Verfahren wurde er wegen ‚Körper- 
verletzung mit Todesfolge‘ zu einigen Mo- 
naten auf Bewährung verurteilt‘ Heute 
muß diese Liste schon mit neuen Morden, 
Opfern des polizeilichen Machtmißbrauchs 
vervollständigt werden. Um nur zwei Bei- 
spiele zu nennen: Im Juli 1994 wurde der 
sechzehnjährige Kurde Halim Dener beim 
Kleben von Plakaten der ERNK kaltblütig 
von einem Zivilpolizisten erschossen. In 
diesem Februar wurde in München Sammy 
Nelson, ein Fflüchtling aus Liberia, bei sei- 
ner Festnahme von vier Zivilb. zu Tode ge- 
prügelt. 

(2) 1,3 Millionen Menschen sind in US-Knä- 
sten eingesperrt, ca. 42% davon sind 
Schwarze bei einem Anteil von 12% 
schwarzer Menschen an der Gesamtbevöl- 
kerung. In den Todestrakten sind 41% 
Schwarze, in Pennsylvania sindes 61 % etc. 
(3) Zwischen 1980 und 1990 hat sich die 
Zahl der Gefangenen um 130 % erhöht. Zwi- 
schen 1969 und 1989 betragen die Einspa- 
rungen im Etat für die Erziehung 25 %, wäh- 
rend die für die Strafjustiz bestimmten Kre- 
dite um 400 % gestiegen sind. 


x 
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Presseerklärungen der Rechtsanwäite der Eltern von Wolfgang Grams 


Beweislage für die Tötung von Wolfgang Grams 
immer drückender — Staatsanwaltschaft verschleppt 


1. Zum Stand des Beschwerdeverfahrens 
Dienstaufsichtsbeschwerde gegen 
Generalstaatsanwaltschaft M-V 


Mit Schreiben vom 31.5.1995 haben 
wir den Justizminister des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern um dienst- 
aufsichtsrechtliches Eingreifen gegen- 
über der Generalstaatsanwaltschaft sei- 
nes Landes gebeten. 

Gegen die Einstellungsverfügung des 
Todesermittlungsverfahrens zum Nach- 
teil Wolfgang Grams durch die Staats- 
anwaltschaft Schwerin vom 13.1.1994 
hatten wir im Auftrag der Eltern von 
Wolfgang Grams Beschwerde einge- 
legt. 
Am 6.6.1994 haben wir die Be- 
schwerde gegenüber der Generalstaats- 
anwaltschaft des Landes Mecklenburg- 
Vorpommern ausführlich begründet. 
Grundlage der Beschwerde bildet neben 
der umfassenden Auswertung sämtli- 
cher Ermittlungsakten ein Gutachten 
des Direktors des Instituts für Rechts- 
medizin der Heinrich-Heine-Universi- 
tät Düsseldorf, Herrn Prof. Dr. Wolf- 
gang Bonte. 

Danach ist das Ergebnis der staatsan- 
waltschaftlichen Ermittlungen, wonach 
sich Wolfgang Grams selbst den tödli- 
chen Kopfschuß beigebracht haben soll, 
nicht mehr zu halten. In der Beschwer- 
debegründung haben wir detailliert die 
zwingenden Gründe ausgeführt, wo- 
nach das eingestellte Ermittlungsver- 
fahren wieder aufzunehmen und Ankla- 
ge wegen Mordes bzw. Beihilfe zum 
Mord an Wolfgang Grams gegen drei an 
dem Einsatz in Bad Kleinen beteiligte 
GSG-9-Beamte zu erheben ist. 


Seit unserer Beschwerdebegründung 
vor nunmehr einem Jahr hüllen sich die 
Staatsanwaltschaften von Mecklenburg- 
Vorpommern in Schweigen. Die Staats- 
anwaltschaft Schwerin teilte lediglich 
mit, daß sie im Oktober 1994 die Akten 
dem Generalstaatsanwalt in Rostock 
vorgelegt habe. Von dort war bis heute 
trotz schriftlicher Anfrage nichts über 
den Stand des Verfahrens zu erfahren. 

Intern liegen uns Informationen vor, 
wonach Staatsanwälte Mecklenburg- 
Vorpommerns die Ermittlungen weiter 
betreiben, indem sie u.a. in den vergan- 
genen Monaten neue Zeugen vernom- 
men haben. Faktisch kommt dies der 
Wiederaufnahme des Verfahrens 
gleich, ohne daß die Beschwerdeführer 
und die Öffentlichkeit hierüber unter- 
richtet worden sind. 

Aus dem bisherigen Behördenverhal- 
ten müssen wir den Schluß ziehen, daß 
die Generalstaatsanwaltschaft bewußt 
„auf Zeit spielt‘‘ und in absehbarer Zeit 
nicht entscheiden will, während in der 
Öffentlichkeit weiter der Eindruck des 
definitiven Abschlusses des Verfahrens 
aufrechterhalten wird. 

Angesichts der Schwere des im Rau- 
me stehenden Tatvorwurfs und der 
Dichte der Beweislast stellt die offen- 
sichtliche Untätigkeit der Generalstaats- 
anwaltschaft Mecklenburg-Vorpom- 
merns eine offene Mißachtung rechts- 
staatlicher Grundsätze dar. 

Für die Eltern von Wolfgang Grams 
ist das Verhalten der Generalstaatsan- 
waltschaft eine Verhöhnung ihres An- 
spruchs auf Ahndung der Erschießung 
ihres Sohnes und der gerichtlichen 
Überprüfung der Vorgänge in Bad Klei- 


nen. 

Der böse Verdacht, daß politisches 
Kalkül diese Vorgehensweise vorgibt, 
läßt sich nicht von der Hand weisen. 
Hiergegen richtet sich die Dienstauf- 
sichtsbeschwerde der Eltern von Wolf- 
gang Grams. 

Für die Rechtsanwälte Andreas Groß, Wiesbaden, - 
thomas Kieseritzky, Frankfurt | 


Neuer Zeuge bestätigt: Wolfgang Grams 
wurde durch GSG-9-Beamten erschossen 


Seit dem 29.3. 1995 liegt dem General- 
staatsanwalt des Landes Mecklenburg- 
Vorpommern die beeidete richterliche 
Aussage eines bis dahin unbekannten 
Zeugen vor, der bekundet, daß er am 
27.6.1993 auf dem Bahnhof von Bad 
Kleinen aus etwa 15 Meter Entfernung 
beobachtet habe, wie zwei Personen zu 
einem zwischen den Schienen liegenden 
Mann hinausgelaufen seien. Eine dieser 
Personen habe sich neben die am Boden 
liegende Person gekniet, dieser eine 
Waffe an den Kopf gehalten und abge- 
drückt. 

Diese Aussage bestätigt im Kern die 
Beobachtungen einer Kioskverkäuferin 
und die Angaben des bis heute anonym 
gebliebenen sogenannten ‚‚Spiegel- 
Zeugen‘, die übereinstimmend von ei- 
ner hinrichtungsähnlichen Tötungs- 
handlung an dem auf den Gleisen liegen- 
den Wolfgang Grams sprechen. 

Die durch uns vorgenommene umfas- 
sende Auswertung der staatsanwalt- 
schaftlichen Ermittlungsakten sowie die 
Einholung eines rechtsmedizirischen 
Gutachtens führte zu dem Ergebnis, daß 
es keine vernünftigen Zweifel daran ge- 


Großrazzia gegen über 50 Wohnungen 


und Infoläden 


In acht Bundesländern (Berlin, Bremen, 
Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, 
Niedersachsen, NRW, Rheinland-Pfalz 
und Schleswig-Holstein) hat die Bun- 
desanwaltschaft mittels Sondereinsatz- 
kommandos und LKA-Beamten über 50 
Wohnungen und Infoläden durchsuchen 
lassen. Zum Anlaß nahm sie $ 129 a-Er- 
mittlungsverfahren im Zusammenhang 
mit der Antiimperialistischen Zelle 
(AIZ), der Roten Armee Fraktion, dem 
KO.M.LT.E.E. Außerdem versuchte 
sie, „Mitglieder und Unterstützer einer 
kriminellen Vereinigung, die für die 
Herausgabe und Verbreitung der links- 
extremistischen / linksterroristischen 
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Untergrunddruckschrift radikal verant- 
wortlich ist‘“ (zitiert aus der Presseer- 
klärung der BAW vom 13.6.) zu finden. 
Das erklärt, warum nach unserer Kennt- 
nis systematisch Infoläden durchsucht 
wurden. Insgesamt wurden vier Men- 
schen verhaftet und gewaltsam nach 
Karlsruhe verbracht. 

Das „Projekt Informationsdienst 
Schleswig-Holstein‘ (ID-SH) meldete, 
daß in Neumünster der Infoladen Ome- 
ga und die angrenzenden Räumlichkei- 
ten durchsucht wurden, darunter auch 
das Büro des ID-SH, und zahlreiche Ak- 
ten, Materialien, Computer etc. mitge- 
nommen wurden. In Hamburg wurde 


neben mehreren Privatwohnungen eine 
Druckerei durchsucht. Die Polizei be- 
schlagnahmte dabei Flugblätter sowie 
eine Druckplatte, auf der sich ein Flug- 
blatt des Antirassistischen Telefons be- 
fand; darin wird zu Mahnwachen we- 
gen rassistischer Übergriffe in Polizei- 
stationen aufgerufen. Außerdem wur- 
den die BewohnerInnen von vier Privat- 
wohnungen im Schanzen- und Karoli- 
nenviertel heimgesucht. Einige wurden 
vorübergehend festgenommen, dann 
jedoch wieder entlassen. In NRW wur- 
den in Duisburg, Münster und Köln ins- 
gesamt elf Wohnungen durchsucht und 
einige Menschen vorübergehend festge- 
nommen. In Köln drang die Polizei in 
zwei ehemals besetzte Häuser, eine 
Wohnung sowie in einen Infoladen ein. 
Redaktion nach: Junge Welt vom 14.6., Presseer- 
klärung der BAW vom 13. 6. 


ben kann, daß Wolfgang Grams durch 
einen GSG-9-Beamten erschossen wor- 
denist. 

Dieses Ergebnis läßt sich im wesentli- 
chen auf zwei Aspekte stützen: 

1. Nach dem Gutachten von Prof. Dr. 
Wolfgang Bonte aus Düsseldorf steht 
fest, daß keine rechtsmedizinischen Be- 
funde vorliegen, die der bezeugten Er- 
schießung von Wolfgang Grams durch 
einen GSG-9-Beamten entgegenstehen 
bzw. diese Beobachtung aus wissen- 
schaftlicher Sicht widerlegen. Vielmehr 
ist für Prof. Bonte aufgrund der Verlet- 
zung an der rechten Hand von Wolfgang 
Grams belegt, daß ihm seine Waffe zu 
einem Zeitpunkt, als er noch lebte, ge- 
waltsam aus der Hand entwunden wor- 
den ist. 

2. Der einzige Zeuge, der nicht in das 
unmittelbare Tatgeschehen einbezogen 
war, ist ein BKA-Beamter, der den Auf- 
trag hatte, vom Stellwerk aus das Ge- 
schehen zu beobachten. Dieser geschul- 
te, professionelle Zeuge hat in mehreren 


Vernehmungen gleichlautend einen Ge- 
schehensablauf bis zum Herantreten 
von zwei GSG-9-Beamten an den auf 
dem Gleis liegenden Wolfgang Grams 
geschildert, der die auch nach Einschät- 
zung der Staatsanwaltschaft Schwerin 
widersprüchlichen und unglaubwürdi- 
gen Aussagen der GSG-9-Beamten ein- 
deutig widerlegt. 

Im Ergebnis folgt aus dieser Aussage, 
daß entweder einer der beiden GSG-9- 
Beamten Wolfgang Grams den tödli- 
chen Kopfschuß gesetzt hat oder aber 
beide unmittelbar Zeuge der behaupte- 
ten Selbsttötung von Wolfgang Grams 
geworden sind, da sie zu diesem Zeit- 
punkt bereits neben dem Schwerver- 
wundeten im Gleisbett standen. 

Eigenen Angaben zufolge will keiner 
der am Einsatz in Bad Kleinen beteilig- 
ten GSG-9-Beamten die Erschießung 
oder die Selbsttötung von Wolfgang 
Grams gesehen haben. 

Angesichts einer Fülle von Indizien, 
Sachbeweisen und Zeugenaussagen be- 


Protestaktion gegen Justizministerkonferenz 


Für die Freiheit und das Leben 
der politischen Gefangenen 


Vom 12. bis 14. Juni fand in Dessau (Sachsen- 
Anhalt) ein Treffen der Justizminister der Bun- 
desländer statt. Es gab einen Aufruf an „alle 
freiheits- und gerechtigkeitsliebenden Men- 
schen ..., mit uns dagegen zu protestieren“. 
Wir dokumentieren den Aufruf. 


„Die Justizminister sind verantwortlich 
für die Isolationsfolter und die Vernich- 
tungshaft gegen die politischen Gefan- 
genen in der BRD, die dagegen seit 25 
Jahren Widerstand leisten. 

Konkret sind ihre Dienststellen einge- 
bunden in der „‚Koordinierungsgruppe 
Terrorismus“ (KGT), die unter ande- 
rem verantwortlich ist für 
+ die Verschärfung der Haftbedingun- 
gen 
+ die Verweigerung von medizini- 
scher Behandlung 
+ neue Prozesse gegen RAF-Gefange- 
ne. . 

Der schleswig-holsteinische Justizmi- 
nister Klingner ließ am 24, 3.95 in der 
Frankfurter Rundschau schreiben: Die 
BRD würde sich dem Vorwurf der Iso- 
lation aussetzen, wenn man die Bedin- 
gungen nicht verändere, wenn man 
nicht die — wie er sagt: „„Zusammenle- 
gung‘ machen würde. 

Das ist offener Zynismus und der 
Versuch, die Gefangenen, ihren jetzt 
mehr als zwanzigjährigen Knastkampf 
öffentlich zu verhöhnen. In zehn kollek- 
tiven Hungerstreiks — zuletzt 1989 — 
haben die Gefangenen unter dem Ein- 
satz ihres Lebens für Bedingungen ge- 


kämpft, die ein Überleben im Knast ge- 
währleisten können. Der Staat und seine 
Apparate haben bis heute das immer zu 
verhindern gewußt. 

Die Realität heute: Fast alle Gefange- 
nen sind allein, alle sind unter Bedin- 
gungen inhaftiert, die in allem und je- 
dem darauf gerichtet sind, sie als revo- 
Iutionäre Subjekte zu vernichten. Kling- 
ners praktische Umsetzung seiner Ansa- 
ge war die zwangshafte Verlegung von 
Hanna Krabbe, die in Lübeck vom 
Trakt ins Frauenhaus verschleppt wur- 
de. Der alte Trakt wurde mit gefange- 
nen Männern gefüllt, um Fakten zu set- 
zen, daß in Schleswig-Holstein keine 
politischen Gefangenen zusammenkom- 
men. 

Was ist der Grund für das Nicht-En- 
den-Wollen des Vernichtungsinteresses 
des Staates gegen diese Gefangenen ? 


steht der für die Erhebung einer Ankla- 
ge hotwendige hinreichende Tatver- 
dacht. Dieser wird durch die jetzt be- 
kanntgewordene neue Zeugenaussage 
verstärkt. 

Die öffentlichen Verlautbarungen des 
Generalstaatsanwaltes von Mecklen- 
burg-Vorpommern, wonach im Hin- 
blick auf die Selbstmordversion der 
Staatsanwaltschaft Schwerin auch im 
Hinblick auf den neuen Zeugen nichts 
Sensationelles zu erwarten sei, läßt dar- 
auf schließen, daß auch bei der General- 
staatsanwaltschaft in Rostock an einer 
gerichtlichen Überprüfung der Todes- 
umstände von Wolfgang Grams kein In- 
teresse besteht. 

In der Tat ist die Aussage des neuen 
Zeugen nicht sensationell — sie bestä- 
tigt lediglich ein weiteres Mal den hier 
seit langem bekannten und bisher von 
der Staatsanwaltschaft ignorierten Ge- 
schehensablauf. 

Für die Rechtsanwälte Andreas Groß, Wiesbaden, 
Thomas Kieseritzky, Frankfurt 


Die Gefangenen, die seit 10, 15 und 
20 Jahren gegen dieses Programm 
kämpfen, vieles in diesem Kampf um 
ihre Überlebensbedingungen durchge- 
setzt haben, sind keine Opfer. An dem 
Tag, an dem sie diesen Status anneh- 
men, haben sie den Kampf verloren. Sie 
sind in all den Jahren Subjekt geblieben, 
sie kämpfen weder aus Heldentum noch 
aus trivialen Gründen — sie kämpfen 
aus ihrer Identität als Revolutionäre und 
Revolutionärinnen. 

Und wenn wir davon sprechen, wenn 
wir dazu aufrufen, diesen Kampf zu un- 
terstützen, mit aller Kraft, die wir auf- 
bringen können — dann sprechen wir 
nicht von Mitleid oder Barmherzigkeit, 
dann sprechen wir davon, weil der 
Kampf der Gefangenen gerechtfertigt 
ist. 

Die Gefangenen, von denen wir hier 
sprechen, sind im Knast für ihre revolu- 
tionäre Politik und Praxis in den 70er 
und Anfang der 80er Jahre — sie sind 
politisch verantwortlich für die Praxis 
der Guerilla —, und sie sind im Knast, 
weil die RAF in dieser Zeit die Macht- 
frage an der Frage der Gefangenen ge- 
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stellt hat. Der besondere Haß und der 
Vernichtungswillen des Staates erklären 
'sich in dieser Dimension.“ 

Der Aufruf erinnert daran, daß 26 
Genossinnen und Genossen auf der 
Straße und im Knast gewaltsam zu Tode 
gekommen sind. (Da das Angehörigen 
Info zensiert wird, können wir diesen 
Absatz nicht wörtlich zitieren. — Red.) 
„Unsere konkrete Forderung an die Justizmini- 
sterkonferenz in Dessau: 

— Sieglinde Hofmann, Heidi Schulz 
(gef. in KOln-Ossendorf), Eva Haule 
(gef. in Frankfurt-Preungesheim), Han- 
na Krabbe (gef. in Lübeck), Brigitte 
Mohnhaupt (gef. in Aichach) müssen 
sofort zusammenkommen. 

— Helmut Pohl + Rolf-Clemens Wag- 
ner (gef. in Schwalmstadt), Rolf Heiß- 
ler (gef. in Frankenthal), Christian Klar 
(gef. in Bruchsal) müssen sofort zusam- 
menkommen. 

Bis zuihrer Freiheit! 

Wie wollen wir die Freiheit der Ge- 
fangenen denn durchsetzen? Wir erle- 
ben, daß viele die Frage an uns haben 
und es sich nicht vorstellen können, daß 
wir es schaffen. 

Aber es geht, die Gefangenen freizu- 
kriegen, die Erfahrung haben wir auch 
gemacht — 

Günter Sonnenberg: 

Günter wurde bei seiner Verhaftung 
schwer verletzt und war von Anfang an 
haftunfähig. Trotzdem hat er sich das 


Notwendigste zum Überleben im Knast. 


wieder angeeignet. Nach einer langen 
Kampagne von vielen Gruppen — be- 
sonders der Angehörigengruppe der 
Gefangenen — kam Günter nach 15 Jah- 
ren Knast frei. 

Bernd Rössner: 

Bernd wurde 1975 verhaftet. Bernd 
wurde zu der Zeit am schärfsten isoliert, 
es wurde ihm alies vorenthalten, was 
überlebensnotwendig ist. Eine jahrelan- 
ge Mobilisierung erreichte seine Frei- 
lassung nach 18 Jahren Gefangenschaft. 

Irmgard Möller: 

Durch eine internationale Kampagne 
für sie mußten sie Irmgard nach fast 23 
Jahren freilassen. 

Deshalb wissen wir, daß es geht — 
wir wollen es für die anderen Gefange- 
nenauch.(...) 


Anklage gegen Autonome 
Antifa zusammengebrochen 


Göttingen. Die $ 129a-Anklage der Ge- 
neralstaatsanwaltschaft Celle gegen 17 
angebliche Mitglieder der Göttinger 
Autonomen Antifa (M) ist praktisch zu- 
sammengebrochen. Das niedersächsi- 
sche Innenministerium erklärte jetzt auf 
Anfrage des Celler OLG, die Demon- 
strationsankündigungen der Autono- 
men Antifa (M) seien von der örtlichen 
Polizei in ihre jeweilige Lagebeurteilun- 
gen und die Entwicklung der sog. „‚De- 
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eskalationsstrategie‘‘ einbezogen wor- 
den. Im Mittelpunkt der Anklage stehen 
nun aber zwölf antifaschistische De- 
monstrationen in Göttingen. Die Grup- 
pe, so der Vorwurf, sei deshalb eine 
„kriminelle Vereinigung‘, weil sie sich 
bei den Demonstrationen kollektiv ver- 
mummt und die Polizei genötigt habe. 
Tatsächlich hatte sie ihr jeweiliges De- 
mo-Konzept vorab auf Flugblättern be- 
kanntgemacht und stets auch im Brief- 
kasten des Göttinger Ordnaungsamtes 
hinterlegt. Dies, so das Innenministeri- 
um, sei von der Polizei als Quasi-An- 
meldung betrachtet worden. — Ende 
Mai bereits hatte das OLG eine $ 129a- 
Anklage gegen den Geschäftsführer des 
Buchladens ‚‚Rote Straße‘ nicht zuge- 
lassen, so daß die Generalstaatsanwalt- 
schaft in ihrer Verfolgungswut immer 
mehr in Nöte kommt. — (nach: Junge Welt, 
13. 6.) 


Nach fast zwei Jahren: 
Prozeß wg. Besetzung der 
Neuen Wache 


Berlin. Fast zwei Jahre nach der Beset- 
zung der Neuen Wache am 9. Novem- 
ber 1993, kurz vor der Eröffnung als 
„zentrale Gedenkstätte für die Opfer 
von Krieg und Gewaltherrschaft‘‘ am 
14.11.93, findet nun am 4. und 8. Au- 
gust der Prozeß gegen zehn BesetzerIn- 
nen statt. Sie hatten sich aus Protest ge- 
gen die „Einopferung deutscher Täter‘ 
am Eingang der Neuen Wache angeket- 
tet und wurden nach zwei Stunden in ei- 
ner brutalen Polizeiaktion geräumt. 
Wenige Tage vor der offiziellen Eröff- 
nung wollten sie deutlich machen, daß 
sie den geschichtsrevisionistischen 
Konsens ablehnen: Die Parole „Deut- 
sche Täter sind keine Opfer“ ging in 
diesen Tagen um die Welt. Mit der Be- 
setzung wurden auch Proteste vieler 
Überlebender gegen die Neue Wache 
öffentlich, die vorher in der Offentlich- 
keit unterdrückt worden waren. Wenige 
Tage später fiel dann die Eröffnung 
nicht nur wegen des Regens, sondern 
auch deswegen ins Wasser, weil Hun- 
derte Menschen lautstark protestierten. 
Auch die Bilder der brutalen Polizeiein- 
sätze gingen um die Welt. 

Zunächst sollten die BesetzerInnen 
sich — nach dem Willen des zuständigen 
Richters am Amtsgericht Tiergarten — 
bei Polizeipräsident Saberschinsky 
„entschuldigen‘‘ für ihren Widerstand. 
Wer sich nicht entschuldigte, bekam 
Strafbefehle zwischen 400 und 1200 
DM. Dagegen legten 10 Frauen und 
Männer, die jetzt Prozeß haben, Wider- 
spruch ein. 

Daß es erst jetzt zum Prozeß kommt 
wegen „Hausfriedensbruch‘“ und ‚‚Wi- 
derstand gegen die Staatsgewalt‘, er- 
klären sich die BesetzerInnen damit, 
daß die Justiz kein Interesse hatte, vor 


dem 8. Mai einen Prozeß gegen diejeni- 
gen zu führen, die sich kompromißlos 
gegen den auch international umstritte- 
nen Revisionismus der Bundesregie- 
rung stelle: Es hätte zuviel Offentlich- 
keit gegeben. Außerdem ist die Neue 
Wache nach wie vor umstritten, US- 
Präsident Clinton besuchte sie im letz- 
ten Jahr nicht, um einen Eklat in den 
USA zu vermeiden, stattdessen besuch- 
te er die Neue Synagoge. Der späte Pro- 
zeß findet seitens der Justiz in dem Kal- 
kül statt, daß er ohne Öffentlichkeit 
stattfindet, weil es schon lange her ist 
und die Neuen Wache kein Skandal 
mehr. Die ehemaligen BesetzerInnen 
kündigten an, den Prozeß offensiv zu 
führen und sich politisch zu verteidigen. 
Gerade die Ereignisse des Gedenkjahres 
1995 haben gezeigt, so einer der Ange- 
klagten, daß „der Hausfrieden im Haus 
Deutschland noch massiver gestört wer- 
den muß“. 


Verfahren eingestellt 


Kaiserslautern. Die Staatsanwaltschaft 
Kaiserslautern hat das Ermittlungsver- 
fahren wegen Sachbeschädigung u.a. 
gegen zwei GenossInnen eingestellt. 
Auf Anfrage eines Anwalts ‘der Betrof- 
fenen gab der zuständige Staatsanwalt 
sein „„Ehrenwort‘‘, daß damit auch das 
Ermittlungsverfahren wegen $129a 
eingestellt sei. Allerdings ist das den 
beiden noch nicht schriftlich mitgeteilt 
worden. Wieder einmal waren die 
Staatsschützer etwas übereifrig. Da die 
ZeugInnenaussagen so widersprüchlich 
waren und die Staatsschützer sonst 
nichts in der Hand hatten, mußten sie 
anscheinend selbst einsehen, daß ihr 
Konstrukt so lächerlich war, daß es ih- 
nen diesmal nicht möglich war, das Ver- 
fahren aufrechtzuerhalten. Der offensi- 
ve Umgang der Betroffenen und die di- 
rekte Offentlichmachung trugen sicher 
auch zu diesem positiven Ausgang bei. 
Hier noch einmal Danke für die breite 
Solidarität und Unterstützung. 


Prozeß gegen Stefan / Fürth 


Fürth. Der Berufungsprozeß gegen Ste- 
fan aus Fürth findet am Dienstag, 20. Juni 
95, um 9.00 Uhr im Sitzungssaal E19 am 
Landgericht Nürnberg / (Fürther Str.) statt. Es 
geht um die Besetzung des Kudistan-Kunst- 
und Kultur-Zentrum nach Verbot und Schlie- 
Bung in NÜrnberg. Ursprünglich sollte dieser 
Prozeß schon am 14.3. stattfinden. Zu den 
Hintergründen siehe auch Angehörigen Info 
165, Seite 4. 


Information der Soligruppe 
Gunther Mainz /Wiesbaden 


Wiesbaden. Vor einem Jahr wurde Gun- 
ther, ein Wiesbadener Antifaschist, zu 
zwei Jahren Haft ohne Bewährung ver- 


urteilt. Zur Erinnerung: Er soll am 
6.1.93 mit unbekannten anderen ein 
Treffen der schon damals verbotenen 
rechtsextremen Deutschen Alternative 
angegriffen haben. Dabei wurden Autos 
demoliert und zwei Faschisten leicht 
verletzt. Der Revisionsantrag wurde 
abgelehnt, und Gunther hatte nun seinen 
Haftantritt am Dienstag, 18.4.95. 

Wir brauchen viel Geld für Gerichts- 
kosten, Anwalt, laufende KOsten usw. 
usf. 

Deshalb rufen wir Euch auf, Geld zu 
spenden oder aber einen Dauerauftrag 
von Z. B. 10 DM einzurichten. 
Wiesbadener Volksbank, BLZ 51090090, Kto.-- 
Nr. 14926518, Kennwort Guniher 
Solidaritätsgruppe Gunther, c/o Infoladen, Wer- 
derstr. 8, 65195 Wiesbaden. 


Selbsttötung im Abschiebe- 
knast Volksstedt 


Ein 30jähriger Mann aus Zaire hat in 
der Justizvollzugsanstalt Volksstedt 
(Sachsen-Anhalt) Selbstmord began- 
gen, das teilte ein Sprecher des Justiz- 
ministeriums in Magdeburg mit. Der 
Mann sollte am Dienstag in seine Hei- 
mat abgeschoben werden. Mitgefange- 
ne hatten am Vormittag Alarm gegeben, 
nachdem sich der Zairer ungewöhnlich 
lange in einer Toilette eingeschlossen 
hatte. Dort hatte er sich mit einem Seil 
aus zusammengeknoteten Wäschestük- 
ken erhängt. — (Quelle: RTL 11.06.95 17.00 
Uhr) 


Knast-Aufstand hart abgestraft 


Kassel. Wie die Junge Welt (8.6.) be- 
richtet, wurde ein 27jähriger Algerier 
wegen seiner Beteiligung an der Revolte 
im Kassler U- und Abschiebeknast im 
Juli letzten Jahren jetzt zu dreieinhalb 
Jahren Gefängnis verurteilt. Trotz Di- 
stanzierung wurde er als Hauptinitiator 
bezeichnet und exemplarisch bestraft. 
Am gleichen Tag wurde einer anderer 
Beteiligter zu drei Jahren Gefängnis 
verurteilt. 


„BRD — RAF“ wieder erhältlich 


Die 10 Monate lang beschlagnahmte 
Broschüre BRD —RAF ist wieder frei. 
Wie berichtet, hatte das OLG Düssel- 
dorf zwar festgestellt, daß die Broschü- 
re nicht im Sinne des § 129a wirbt, und 
die Aufhebung der Beschlagnahme ver- 
fügt. Das ließ jedoch die Bundesanwalt- 
schaft nicht ruhen. Sie legte Beschwer- 
de gegen die Aufhebung der Beschlag- 
nahme ein; jetzt hat sie ihre Beschwerde 
zurückgezogen. Das objektive Verfah- 
ren vor dem Bundesgerichtshof ist da- 
mit allerdings noch nicht beendet. Be- 
stellungen an: GNN Sachsen, Badeweg 
1, 04435 Schkeuditz. l 


Mehr als 400 Kurden bei 
Protestaktion festgenommen 


Am ersten Juni-Wochenende hat die Po- 
lizei 403 Kurdinnen und Kurden festge- 
nommen, die gegen die Schließung des 
kurdischen Agri-Verlages in Köln pro- 
testierten und versuchten, den Verlag zu 
besetzen. Mehr als 20 verletzte Perso- 
nen, darunter Frauen und Kinder, muß- 
ten sich in ärztliche Behandlung bege- 
ben. 

Auf Anweisung der Bundesanwalt- 
schaft war am 1. Juni die gesamte dort 
lagernde Verlagsproduktion — It. dpa 
15 Tonnen — beschlagnahmt worden. 
Bei den Büchern, Zeitungen und Kasset- 
ten handelte es sich um Material, das die 
kurdische Exilbevölkerung über die La- 
ge in ihrer Heimat und den Widerstand 
gegen die Unterdrückung informieren 
soll. Daß sich darunter auch Bücher des 
Vorsitzenden der PKK, Abdullah Oca- 
lan, befanden, wurde als Grund für die 
Beschlagnahme und Schließung des 
Verlages genannt. 

Zu dieser neuen staatlichen Terror- 
maßnahme gegen die kurdische Exilbe- 
völkerung erklärte die ERNK-Europa- 
Organisation laut KURD-A: 

„Am 1. Juni haben deutsche Bevoil- 
mächtigte den über Kurden Bücher und 
Publikationen herausgebenden Agri- 
Verlag überfallen. Der Überfall auf den 
Agri-Verlag ist ein Teil der in Deutsch- 
land gestarteten Kampagne gegen Kur- 
den, ihre Vereine und Institutionen. 
Nach dem Überfall auf eine kurdische 
Kulturveranstaltung in Mainz vor eini- 
gen Wochen nahmen die Überfälle auf 
kurdische Vereine, Institutionen und 
Häuser zu. Physische Observierung von 
denselben, Festnahmen von Kurden, 
Verhinderungen von kurdischen kultu- 
rellen Aktivitäten nahmen ebenfalls zu. 
Kurden werden unter starkem Druck 
gezwungen, als Denunzianten tätig zu 
werden. Für uns Kurden sind solche 
Szenen nicht neu. Wir erleben das unter 
dem Staatsterror der Türkei, noch dazu 
mit deutschen Waffen. Aber das Inter- 
essante hierbei ist, daß das in Deutsch- 
land, das sich selbst als ‚demokratisch 
und rechtsstaatlich‘ bezeichnet, erlebt 
werden muß. 

Der türkische Staat verbietet dem kur- 
dischen Volk die Herstellung und die 
Herausgabe von Büchern, Zeitungen 
und Publikationen in seiner eigenen 
Sprache, verbietet die Meinungs-, Re- 
de- und Lesefreiheit. In den letzten drei 
Jahren wurden 25 kurdische Journali- 
sten und Schriftsteller ermordet; wäh- 
rend Hunderte von Intellektuellen auf- 
grund ihrer Gedanken inhaftiert wur- 
den. Die deutschen Bevollmächtigten 
haben sich auf dieselbe Parallele bege- 
ben, indem sie Zeitungen, Bücher und 
Publikationen verbieten. Schließlich 


wurde der Agri-Verlag überfallen, 15 : 


Tonnen Bücher konfisziert und verbo- 
ten. Diese Vorgehensweise zeigt uns die 
für unsere Zeit umgesetzte Form der fa- 
schistischen Bücherverbrennung .. ““ 


Schon wieder Kurde als 
„PKK-Funktionär“ verhaftet 


Die Bundesanwaltschaft hat mit Datum 
vom 2. Juni die Verhaftung eines weite- 
ren Kurden als angeblicher ,PKK- 
Funktionär“ mitgeteilt. Der 33jährige 
„Nihat A.“ sei am 29. Mai in Kiel ver- 
haftet worden. Die Presseerklärung ent- 
hält die notorischen Beschuldigungen 
der BAW gegen die PKK: „In der Füh- 
rungsebene der PKK hat sich eine Ver- 
einigung gebildet, die zur Durchsetzung 
der Ziele der Partei schwere Straftaten 
... plant und steuert ... Dieser Ver- 
einigung gehören die ständigen Mitglie- 
der der ‚Europäischen Frontzentrale‘ 
sowie die jeweiligen Regions- und Ge- 
bietsverantwortlichen in Deutschland 
sowie auch regional oder überregional 
tätige Funktionäre mit besonderer Be- 
deutung an““, heißt es in der uferlosen 
Beschuldigung, die die Verhaftung von 
praktisch jeder für den kurdischen Be- 
freiungskampf politisch tätigen kurdi- 
schen Person erlaubt. Konkret sei der 
Verhaftete „‚Rädelsführer‘“ dieser 
„Vereinigung‘, außerdem „Mittäter‘ 
bei drei Sachbeschädigungen an türki- 
schen Banken am 24. Juni 1993 in Ber- 
lin und bei drei versuchten Brandstiftun- 
gen an türkischen Einrichtungen in Ber- 
lin am 4. November 1993 (nach dem 
Massaker in Lice, d. Red.). Das Bun- 
deskriminalamt ermittele weiter, heißt 
es abschließend in der Pressemitteilung. 


Massenfestnahmen in Mainz 


Mainz. Am 14.5. wurde eine Versamm- 
lung kurdischer MitbürgerInnen — in 
erster Linie Studierende der Uni Mainz 
— in einem Studierendenwohnheim von 
zwei Hudertschaften der Polizei mit Bil- 
ligung des Uni-Präsidenten aufgelöst. 
Schwarzvermummte SEK-Einheiten 
stürmten den Raum. Alle Anwesenden 
wurden festgenommen, durchnumeriert 
und einzeln abtransportiert. Allen 106 
(!) droht eine Anklage wegen Verstoßes 
gegen $20 Vereinsgesetz. Die Behör- 
den behaupten, es habe sich um eine 
Veranstaltung der verbotenen PKK ge- 
handelt. Der AStA der Uni Mainz prote- 
stierte aufs Schärfste gegen das Vorge- 
hen der Polizei. 

Ein historischer Vergleich sei — im 
Jahr des „großen Erinnerns“ — noch 
erlaubt: 

Als 1915 die Türkei damit begann, 
systematisch die armenische Bevölke- 
rung auszurotten — ein Völkermord, 
ohne den die heutige Türkei nicht denk- 
bar wäre —, verkündete das bestens in- 
formierte kaiserliche Deutschland, das 


Angehörigen Info 169 x 17.6.1995 13 


grauenhafte Schlachten sei ein „legiti- 
mes Verteidigungsmittel‘“ der Türkei, 
und verbot jede kritische Darstellung 
des Verbrechens. Die Türkei war 
Deutschland — damals wie heute — ein 
„wichtiger Bündnispartner“, den es 
nicht zu verärgern galt! 


Solidaritätsdemo für 
Omer Eren 


Münster. Mehrere hundert Leute de- 
monstrierten am 3. Juni in Münster für 
die sofortige Freilassung von Ömer 
Eren und aller anderen politischen Ge- 
fangenen. Omer Eren ist im Knast, weil 
ihm vorgeworfen wird, in der Nacht 
zum 19. März einen Brandsatz in ein 
türkisches Reisebüro geworfen zu ha- 
ben, obwohl er für die fragliche Zeit ein 
Alibi hat, das sechs ZeugInnen unab- 
hängig voneinander bestätigten. Statt 
ihn freizulassen, wurden die ZeugInnen 
mehrere Stunden verhört ; besonders in- 


teressierte die Beamten die Kurdistan- ` 


Solidaritätsarbeit. 


Prozeß gegen drei Kurdinnen 
und einen Kurden wg. 
„versuchten Mordes“ 


Mannheim. Im Zusammenhang mitdem ` 


Verbot des Marsches von 200 Frauen 
zum Straßburger Europaparlament und 
den von der Polizei zu verantwortenden 
Auseinandersetzungen hat die Staatsan- 
waltschaft Mannheim nun Anklage we- 
gen „versuchten Mordes‘ erhoben. Die 
Angeklagten sind seit dem 26.9.94 in 
Haft. Ihnen wird vorgeworfen, Fla- 
schen mit Benzin in Richtung Polizeibe- 
amte geworfen zu haben. Als Beweis 


führte die Staatsanwaltschaft hauptsäch- 


lich Videoaufnahmen und Aussagen von 
Polizeibeamten an. Berücksichtigt man 
die Uimstände, erscheint der Vorwurf 
der Anklage absurd. In dem Zusam- 
menhang ist auf ein Urteil des Darm- 
städter Landgerichts zu verweisen, wo 
der Vorwurf des versuchten Mordes ge- 
gen sechs Menschen kurdischer Natio- 
nalität fallengelassen wurde. Einer der 
Angeklagte wollte angeblich Polizisten 
mit Benzin bespritzen, jedoch wurde 
vom Gericht die außergewöhnliche psy- 
chische Situation, in der sich die Ange- 
klagten befanden, berücksichtigt. 

Allerdings ist zu befürchten, daß an- 
gesichts des politischen Hintergrundes 
des Verfahrens ein politisches Exempel 
an den Angeklagten exerziert werden 
soll. Wir berichteten mehrfach über ho- 
he und politisch motivierte Verurteilun- 
gen von Kurden, auch durch das Land- 
gericht Mannheim. 

Damit die Angeklagten ein einiger- 
maßen faires Verfahren erhalten — so- 
weit dies unter den gegebenen Umstän- 
den überhaupt möglich ist —, ist ihnen 
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han Kizilhan 
: Der Sturz wach oben 


über Kurden i in Deutschland ; 
_ mit einem Nachwort von. 


S Branscheidt n 


W: hören und sehen Nachrich- 
ten über Kurdistan, über den 
blutigen Kampf, der dort stattfindet 
und über die täglich stattfindenden 
Menschenrechtsverletzungen. Mit- 
unter sehen wir im Fernsehen Bil- 
der von Kurden aus Deutschland, 
die hier demonstrieren und auf die 
Lage dort aufmerksam machen wol- 
len. Wenn Kurdinnen und Kurden 
sich auf deutschen Autobahnen 
selbst verbrennen, weil das für sie 
das letzte verzweifelte Mittel ist, um 
auf die für sie unerträgliche Situati- 
on aufmerksam zu machen, daß das 
türkische Militär mit Hilfe von Waf- 
fen aus Deutschland ihre Verwand- 
ten und Angehörigen ermordet, ist 
die Empörung groß, daß Ausländer 
mit diesen Aktionen die "innere Si- 
cherheit” gefährden. Die Verzweif- 
lung und die Wut, die sie empfinden, 
haben die Menschen gegen sich sel- 
ber gerichtet, aber das können oder 
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tomt 


im Prozeß eine demokratische Öffent- 
lichkeit zu wünschen. Einige Tage vor 
Prozeßbeginn wird eine Prozeßinfo- 
Gruppe eine Veranstaltung mit Rechts- 
anwalt Urbanczyk durchführen, und 


wollen die wenigsten wahrnehmen... 


IN AO 


eín arte tonasan 


een 60314 Frankfurt8Tel. 069/94438-0 


zwar am 22. Juni, 19.30 im Bürgerhaus 
Mannheim-Neckarstadt, Lutherstr. 17. 
Die Termine für die Verhandlung vor 
dem Mannheimer Landgericht sind : 28., 
29.6., 3.,4., 5. 7. 95. 


Auslieferungsverfahren gegen ERNK-Funktionär in London 


ERNK-Sprecher Kani Yilmaz zu dem 
Auslieferungsverfahren gegen ihn 


Das Veriahren über das Auslieferungsgesuch 
der BRD gegen Kani Yilmaz, der am 26. Oktober 
bei einem Aufenthalt in London zu offiziellen 
Gesprächen in der Nähe des Pariamenis fesige- 
nommen worden war und seitdem in Haft ist, 
wurde auch am 11. Mai wieder vertagt, diesmal 
auf den 15. Juni. Allerdings gab es am 17. Mai 
einen weiteren Termin, der nur den Anwälten 
kurzfristig mitgeteilt wurde. Kani Yilmaz gab 
am 17. Mai folgende (hier leicht gekürzt wieder- 
gegebene) Erklärung ab. 


Ich werde nun seit fast sieben Monaten 
grundlos und zu Unrecht festgehalten. 
Das Gericht ist jetzt langsam an der Stu- 
fe einer Entscheidung angekommen. 

Die Maßnahmen gegen mich stellen 
eine Parteinahme gegen den Freiheits- 
willen des kurdischen Volkes dar, und 
inzwischen ist klargeworden, daß dies 
auf einer gemeinsamen Entscheidung 
zwischen dem englischen Innen- und 
Außenministerium und der Türkei be-' 


Diese Zusammenarbeit zur Sicherung 
der eigenen Interessen ... unterstützt 
diejenigen, die als Antwort auf den legi- 
timen Freiheitswillen des kurdischen 
Volkes, von dem die Geschichte und die 
gesamte Menschheit Zeuge ist, unser 
Land in eine Hölle verwandeln. 

Wir haben mehrmals eine politische 
Lösung und einen Dialog vorgeschlagen 

. und haben erklärt, daß dies auch 
zum Vorteil des türkischen Volkes wä- 
re. Wir haben zu ‚Frieden und Brüder- 
lichkeit‘ aufgerufen. Doch das türkische 
Kriegsungeheuer, das mit Blut genährt 
ist, hält beharrlich daran fest, uns ver- 
nichten zu wollen ... Leider ermutigt 
die Haltung einiger europäischer Staa- 
ten dieses Ungeheuer und seine ableh- 
nende Haltung gegenüber einer friedli- 
chen Lösung ... 

Der türkische Staatspräsident Demi- 
rel sagt: „Die Kurden haben kein 
Recht‘ die türkischen Medien, allen 


voran Zeitungen wie Hürriyet und Mil- 
liyet betreiben eine unvorstellbare rassi- 
stische Kriegshetze . . . Türkische Intel- 
lektuelle, die sich in europäischen Me- 
dien für eine demokratische Lösung ein- 
setzen, werden von für den MIT tätigen 
Publizisten beschimpft und bedroht. 
Tausende Dörfer wurden niederge- 
brannt, unzählige Menschen von der 
Konterguerilla ermordet, kurdische Po- 
litiker ins Gefängnis gesperrt, in Kurdi- 
stan gibt es keinen Fleck mehr, der noch 
nicht bombardiert und beschossen wur- 
de. 

Gegen all das führen die KurdInnen 
einen legitimen Selbstverteidigungs- 
kampf und schlagen eine Lösung vor, 
damit die beiden Völker, das türkische 
und das kurdische, zusammenleben 
können ... ; 

Ich wurde deshalb eingesperrt, weil 
ich das auch gesagt habe. Unser Aufruf 
zur Brüderlichkeit wurde mit Gefängnis 
beantwortet. Das Auslieferungsgesuch 
Deutschlands beruht auf einem Ver- 
sprechen an die Türkische Republik, 
ermutigt diese und zielt darauf ab, uns 
zu kriminalisieren. Deutschland will 
mich nicht deshalb verurteilen, weil ich 
etwas mit gewaltsamen Aktionen zu tun 
hätte, sondern weil ich ERNK-Funktio- 
när bin. In dem Auslieferungsgesuch 
der Bundesanwaltschaft wird sogar zu- 
gegeben, daß sie keine schriftlichen 
oder mündlichen Beweise haben, die ei- 
nen Zusammenhang zwischen meiner 
Person und Anschlägen belegen wür- 
den. Trotzdem wollen sie meine Auslie- 
ferung. Warum? Um die TR zu unter- 
stützen, um uns in den Augen Europas 
zukriminalisieren ... 

Wir wollen hier deutlich erklären: 
das kurdische Volk wird sich befreien, 
und das schon bald! Unser Volk und die 
Geschichte können die Schande der Un- 
terdrückung nicht weiter tragen. Genau- 
so wie die DEP-PolitikerInnen in Anka- 
ra ins Gefängnis gesperrt werden, wer- 
den auch hier in Europa kurdische Poli- 
tikerInnen eingesperrt und sind ge- 
zwungen, sich für die Zukunft unseres 
Volkes und ihre eigenen Rechte zu ver- 
teidigen. 

Wir werden den legitimen Freiheits- 
kampf unseres Volkes weiter verteidi- 
gen, unter welchen Bedingungen auch 


Das nächste Info 


erscheint aus Urlaubsgründen gut 
eine Woche später. Artikel, Berichte 
etc. Können uns per Fax 


(040)3898331 oder per Brief 
(GNN, Palmaille 24, 22767 Ham- 
burg) zugesandt werden. 

Absoluter Redaktionsschluß ist am 
17. Juli um 10.00 Uhr. 
GNN-Verlag' 


immer. Wir werden weiterhin unseren 
Wunsch nach einem brüderlichen Zu- 
sammenleben des türkischen und kurdi- 
schen Volkes zum Ausdruck bringen. 
Das hat nichts mit ‚Terrorismus‘ zu tun. 
Der kurdische Freiheitskampf ist der 
Kampf von Millionen Menschen gegen 
Unterdrückung, Völkermord, Folter 
und Verleugnung. Es ist ein Kampf, der 
die Werte der Menschlichkeit vertei- 
digt. Ich hoffe, daß diejenigen, die ge- 
gen mich vorgehen wollen, diese Tatsa- 
chen erkennen und die derzeitige Situa- 
tion überwunden wird. 

Quelle: KURD-A, 19.5.95 — (K.) Aus: Kurdi- 
stan-Rundbrief, Nr. 11, Jg. 8, 1.6.1995 


Hungerstreik im Gefängnis von 
Batman erfolgreich beendet 


Der am 5. April begonnene Hunger- 
streik der 230 politischen Gefangenen in 
Batman wurde am 20. Mai nach einer 
Einigung zwischen der Gefängnislei- 
tung und Vertretern der Gefangenen, 
des Menschenrechtsvereins IHD und 
der Anwaltskammer beendet. Auch die 
Angehörigen, die im Gebäude der 
HADEP im Solidaritätshungerstreik 
waren, beendeten nach der Anerken- 
nung der Forderung der Gefangenen ih- 
ren Hungerstreik. 

Am 6. Mai, als ein Teil der Gefange- 
nen bereits im Todesfasten war, um ih- 
ren Forderungen Nachdruck zu verlei- 
hen, wurden sie erneut unter dem Vor- 
wand einer „Zellendurchsetzung‘‘ von 
Rollkommandos angegriffen und 21 Ge- 
fangene zwangsverlegt. Durch den 
Hungerstreik haben die Gefangenen das 
Recht auf eine Vertretung, Bewegungs- 
freiheit zwischen den Abteilungen, freie 
Kommunikation, freier Bezug von lega- 
len Publikationen, Verbesserungen bei 
den Besuchen und im Gefängnisalltag 
erkämpft. ` 

Die politischen Gefangenen in Erze- 
rum begannen am 14. Mai einen Hun- 
gerstreik gegen die ständige Repression 
und die Folter in den Gefängnissen. Die 
Vertreterinnen der PKK-Gefangenen 
übergaben einen Bericht über Folter an 
den Gefangenen und ihre Forderungen 
an das Justizministerium. In dem Ge- 
fängnis, in dem 1200 politische Gefan- 


gene inhaftiert sind, wird in letzter Zeit ' 
auch unter den Einsatz faschistischer 
MHP-Leute versucht, ‚„Abschwörer‘“ 
zu gewinnen. Das Justizministerium 
versprach nach versprach nach einer 
Frist von vier Tagen, sich mit den Vor- 
würfen und den Forderungen der Ge- 
fangenen zu befassen und eine Untersu- 
chungskommission zu schicken. 

Quelle: Yeni-Politika, 22.5.95— (K.) 


Erfolgreicher Hungerstreik 
im Gefängnis von Erzurum 


Am 30. Mai begannen die Gefangenen 
des E-Typ-Gefängnisses Erzurum einen 
Hungerstreik, um gegen die fortgesetz- 
ten Überfälle und die miserablen Haft- 
bedingungen zu protestieren. Angehöri- 
ge begannen in den Räumlichkeiten der 
HADEP in Kadiköy und Bahcelievler 
ebenfalls einen unbefristeten Hunger- 
streik. Sie erklärten, daß die Gefange- 
nen durch schwerste Folter zum Ab- 
schwören gedrängt und zu demütigen- 
den Handlungen wie dem Küssen von 
MHP-Emblemen gezwungen werden 
sollen. Die Unmenschlichkeit in Erzu- 
rum sei mit jener in den Konzentrations- 
lagern der Nazis und den Zuständen in 
Diyarbakir nach 1980 zu vergleichen. 
Gefangene aus Diyarbakir und Sagmal- 
cilar sowie weitere demokratische Or- 
ganisationen solidarisierten sich mit den 
Forderungen der Häftlinge aus Erzurum 
und riefen zu Protesten auf. 

Der Hungerstreik wurde nach weni- 
gen Tagen beendet, da in Verhandlun- 
gen zwischen IHD, CHD und Angehö- 
rigen sowie der Gefängnisverwaltung 
Einigung über wesentliche Forderun- 
gen erzielt wurde: 

— Untersuchung der Foltervorwürfe, 
— Aushändigung aller legaler Druck- 
erzeugnisse, 

— Tische und Stühle für alle Zellen, 

— Aufschluß tagsüber, 

— Zusammenlegung in Großzellen 
nach politischer Orientierung, 

— Besuchsmöglichkeit verwandter Ge- 
fangener untereinander, 
— keine Behinderung von Anwaltsbe- 
suchen. " se 
Quelle: Yeni Politika vom 26.5. bis 4.6. — (K.) 
aus: Kurdistan-Rundbrief, Nr. 12, 15.6. 1995 


Türkei : Zur Verhaftung von Nilüfer Alcan 


Istanbul. Am 19. April 1995 wurden in 
Istanbul 21 Männer und Frauen festge- 
nommen, die laut ersten Presseberich- 
ten aus der Türkei beschuldigt werden, 
„ein Attentat auf die Regierungschefin 
Tansu Ciller geplant zu haben‘ (AFP, 
21.4.95). 

Unter den Verhafteten befand sich 
neben einem Mitglied von Tiyad (Hilfs- 
verein für die Angehörigen der politi- 


schen Gefangenen und Verschwunde- 
nen) sowie drei Mitarbeitern der Wo- 
chenzeitung Kurtulus auch Nilüfer Al- 
can. ar 
Nilüfer Alcan nahm 1992 in München 

an der Gegenmobilsierung zum Welt- 
wirtschaftsgipfel teil. Sie war als Refe- 
rentin für das Forum 1 des internationa- 
len Gegenkongresses eingeladen, im 


* Rahmen der Arbeitsgruppe „Demokra- 


Angehörigen Info 169 x 17.6.1995 15 


tie, Menschenrechte und Befreiungs- 
kampf“‘ hat Nilüfer über die Menschen- 
rechtssituation in der Türkei und Kurdi- 
stan sowie über den Kampf der revolu- 
tionären Linken in der Türkei und ihre 
politische Arbeit im ‚Verein für Rechte 
und Freiheiten‘ (Ozgür Der) gespro- 
chen. 

In der Abschlußresolution des Fo- 
rums 1, an der 16 internationale Refe- 
rentInnen teilgenommen haben, wurde 
unter anderem die Forderung nach Frei- 
heit der politischen Gefangenen welt- 
weit bekräftigt. 

Die Ereignisse in München haben die 
Idee, einen internationalen Kampftag 
für die Freiheit der politischen Gefange- 
nen weltweit zu initiieren, auf den Weg 
gebracht. Sie bilden einen Hintergrund 
für die Initiative Libertad ! 

Die Verhaftung von Nilüfer Alcan ist 
nicht ihre erste gewesen. So wurde sie 
kurz vor dem Weltwirtschaftsgipfel 
1992 in München in der Türkei festge- 
nommen. Bis kurz vor dem Gegenkon- 
greß war nicht klar, ob sie daran teilneh- 
men kann. 

Wir wissen von Nilüfer Alcan, daß sie 
nach ihrer Verhaftung am 19. April die- 
ses Jahres in der Polizeistation in Istan- 
bul von „Anti-Terror-Spezialeinhei- 
ten“ gefoltert wurde. Nilüfer betonte, 
daß diese Folterpraktiken in der Türkei 
zur „Normalität“ für alle politischen 
Gefangenen nach ihrer Festnahme ge- 
hören. Zur Zeit ist sie zusammen mit 
anderen politischen Gefangenen in dem 
Gefängnis Sagmalcilar in Istanbul in 
Untersuchungshaft. Von den 21 Festge- 
nommenen vom 19. April sind insge- 
samt acht weiterhin in Haft, unter ihnen 
Nilüfer Alcan. 

Gegen sie, wie gegen zwölf weitere 
Frauen und Männer, wird voraussicht- 
lich im Juli dieses Jahres ein Staats- 
schutzprozeß in Istanbul eröffnet wer- 
den. . 

Libertad steht auf der Seite der.Gefan- 
genen aus den Widerstands-, Befrei- 
ungs- und Basisprozessen in aller Welt. 
Ein minimaler Schritt zum Schutz der 
politischen Gefangenen ist es, ihre Si- 


tuation Öffentlich zu machen. Dem im- 
perialistischen System ist es allerdings 
immanent, Menschenrechte zu verlet- 
zen, deshalb gehen wir davon aus, daß 
des Menschen Recht international und 
revolutionär erkämpft werden muß. 
Presseinformation des Initiativkreis „‚Libertad!“ 


Prozeß gegen IHD-Vertreter 
in Istanbul 


Am 29. April begann vor dem 5. Straf- 
senat Beyoglu in Istanbul der Prozeß 
gegen die IHD-Vorstandsmitglieder Se- 
lahattin Okcuoglu, Zeynep Baran, 
Kamber Erkocak und Ercan sowie die 
IHD-Anwälte Seref Turgut, Tonguc 
Aslan und Cevriye Aydin, die nicht zur 
Verhandlung erschienen sind. Sie wer- 
den wegen „separatistischer Propagan- 
da“ und ‚rassistischer Diskriminie- 
rung‘ (!) angeklagt, die sie nach Mei- 
nung der Staatsanwaltschaft dadurch 
begannen haben sollen, daß der IHD in 
seiner Struktur eine „Kommission Min- 
derheiten‘“ und eine „Kommission kur- 
disches Volk“ gebildet hat. Weil die 


_ Akten und Unterlagen bei Prozeßbeginn 


nicht einmal vollständig waren, verwei- 
gerten die anwesenden angeklagten 
Menschenrechtler zunächst jede Aussa- 
ge. — E.) 


Anwältin Eren Keskin 
im Gefängnis 


amnesty. international London machte 
mit einer Zeitungsanzeige im Guardian 
darauf aufmerksam, daß der engagier- 
ten Istanbuler Rechtsanwältin Eren Kes- 
kin Gefängnis droht, und rief zur Unter- 
stützung der Anwältin auf. Eren Keskin 
war Vorsitzende des Menschenrechts- 
vereins IHD Istanbul und Vorsitzende 
der Kommission für gesellschaftliche 
juristische Fragen. Wegen eines Arti- 
kels, den die Anwältin letztes Jahr 
schrieb, wurde sie vom Staatssicher- 
heitsgericht wegen ,separatistischer 
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Propaganda‘ zu zweieinhalb Jahren 
Gefängnis verurteilt. Sie ist dem türki- 
schen Staat besonders verhaßt, weil sie 
immer wieder die Verteidigung von in 
politischen Prozessen angeklagten 
Menschen übernommen hat und sich im 
IHD engagiert. Zwei Tage später wurde 
die Anwältin verhaftet und ins Gefäng- 
nis gebracht. 

Qeelle: Yeni Politika, 1.6., 2.6. und 4.6. — (K.) 


Georges Cipriani verlegt 


Frankreich. Georges Cipriani wurde am 
29. Mai von Fresnes / Paris in den Knast 
von Metz verlegt. Seinen letzten Hun- 
gerstreik, mit dem er seine Verlegung in 
die Wohnung seiner Ehefrau forderte, 
brach er am 18. Mai im Knastkranken- 
haus von Fresnes ab, nachdem er dort 
für sieben Tage rund um die Uhr in ge- 
fesseltem Zustand zwangsernährt wer- 
den sollte. Seine neue Adresse: 

28839 / 528 

B. P. 5020 

F-57071 Metz Cedex 03 
Unterstützungsgruppe Georges Cipriani, 8. 6. 95 


Info-Sammeldienst 


Alle bisher erschienenen Nummern des 
Angehörigen Infos können nachbestellt 
werden. Bitte gebt Nummer(n) und/ 
oder Datum an. 

Preise: einzeln je Stück 1 DM und 
0,80 DM Porto; ab 3 Stück je Stück 
0,30 DM und 1,50 DM Porto. 

Die Angehörigen Infos können auch 
Jahrgangsweise als Sammelband bestellt 
werden: von 1989 bis 1993. Ab sofort 
ist auch der Sammelband 1994 liefer- 
bar. Preis pro Band (26-27 Hefte) 18 
DM und 3 DM Porto. Bitte legt der Be- 
stellung Briefmarken (bis 5 DM) oder 
Verrechnungsscheck bei. 

An alle Info- und Buchläden und an- 
dere Wiederverkäufer: Von einigen 
Ausgaben haben wir nur noch wenige 
Exemplare. Wenn Ihr überzählige Infos 
der folgenden Nummern habt: 1, 2, 10, 
17-19, 21, 22, 26-28, 34, 43-45, 48- 
50, 58, 61, 65-69, 71-74, 84-86, 91, 
93, 100-102, 12, 114-124, 129, dann 
schickt sie bitte an die nachstehende 
Adresse — auf Wunsch gegen Bezah- 
lung: 

„sammeidienst“, c/o Berberich, Homburger 
Sir. 36, 60486 Frankfurt a.M. 


A am 27.6. hat Brigitte Kiener, Schwe- 
ster von Eva Haule, Geburtstag. Wir 


. gratulieren. 


